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Integrierte Stadtentwicklung 
im Land Brandenburg1.

Integrierte Stadtentwicklung im Land Brandenburg

1.1	 Rahmenbedingungen

Zwei Drittel der Brandenburger Bevölkerung 
leben in Städten, deren Einwohnerzahlen 
sich zwischen 800 und 160.000 bewegen. 
Städte sind – unabhängig von ihrer Grö-
ße – Zentren und Kristallisationspunkte 
für wirtschaftliche Entwicklung, gesellschaft-
lichen Wandel und Identität, für Wohnen, 
Leben, Arbeiten, Lernen, Kultur und Freizeit. 
Sie sind damit Anker im Raum und von regio-
naler Bedeutung.

Die vom Ministerium für Infrastruktur und 
Landwirtschaft (MIL) unterstützte Stadtent-
wicklungs- und Wohnungspolitik der Städ-
te im Land Brandenburg hat seit den 1990er 
Jahren wesentlich dazu beigetragen, den 
Sanierungsstau in den Städten abzubauen, 
Voraussetzungen für wirtschaftliche Entwick-
lung zu schaffen, die Wohnraumversorgung 
zu verbessern und die Folgen des demogra-
fischen und wirtschaftsstrukturellen Wandels 
abzumildern.

Allerdings haben sich im vergangenen 
Jahrzehnt die Rahmenbedingungen für 
staatliches Handeln verändert. Trotz der 
erreichten Erfolge in den neuen Ländern 
konnte der Entwicklungsrückstand der bran-
denburgischen Wirtschaft im bundesweiten 
Vergleich bislang nicht aufgeholt werden. 
Es besteht Handlungsbedarf hinsichtlich 
Klimaschutz und Energieeinsparung, der 
Berücksichtigung unterschiedlicher Belange 
der verschiedenen Altersgruppen und der 
Herstellung von mehr Chancengleichheit. 
Die Notwendigkeit der Antidiskriminierung 
und die Inklusion im Rahmen einschlägiger 
gesetzlicher Normen sind zu beachten. Die 
gesellschaftliche Polarisierung schlägt sich 
auch in den Wohnquartieren Brandenburgs 
nieder, eine sozialräumliche Segregation 

ist festzustellen. Zugleich verengt sich der 
Finanzspielraum der öffentlichen Hand auf 
allen Ebenen und die Folgen des demo-
grafischen und gesellschaftlichen Wandels 
schlagen zunehmend durch. Dies alles erfor-
dert eine weitere Erhöhung von Effektivität 
und Effizienz. Unverzichtbar sind ein stärker 
integriertes Vorgehen, mehr Bewusstsein für 
die weitreichenden Konsequenzen fachpo-
litischer und räumlicher Einzelentscheidun-
gen und -maßnahmen für Stadt und Region 
sowie eine stärkere Konzentration auf räum-
liche Schwerpunkte, ausgewählte Hand-
lungsfelder und Vorhaben.

Gleichzeitig stehen die ländlichen Räume 
Brandenburgs ebenfalls vor großen Heraus-
forderungen. Der demografische Wandel 
führt auch hier zu Veränderungen der Bevöl-
kerungsstruktur, ländlich geprägte Siedlun-
gen sind – regional differenziert – weiterhin 
Wohn-, aber immer weniger Arbeitsort. An-
gebote der Daseinsvorsorge können in den 
Berlin fernen Regionen für den gehobenen 
Bedarf zunehmend nur noch in zentralen Or-
ten und für die Grundversorgung in den räum-
lichen Funktionsschwerpunkten der Grund-
versorgungsbereiche gewährleistet werden. 
Auch diese Situation erfordert eine Abkehr 
von der sektoralen Sicht hin zu einem prob-
lem- und handlungsorientierten Politikansatz 
und engen Stadt-Umland-Kooperationen.

1.2	 Politik für die Städte

Auf Grundlage des Masterplans „Starke 
Städte – Stadtumbau“1 liegen die aktuellen 
Schwerpunkte der Stadtentwicklungs- 
und Wohnungspolitik des MIL unter der 
Prämisse des demografischen Wandels in 
der konsequenten Orientierung auf die Ent-
wicklung der Innenstädte, Stärkung der Städ-

1	 s. http://www.mil.brandenburg.de/cms/media.php/lbm1.a.3310.de/Masterplan%20Stadtumbau.pdf



5

te als Wirtschaftsstandorte und als Basis für 
Wissen, die Qualifizierung der städtischen 
Lebensqualität und des sozialen Zusammen-
halts, in der konsequenten Fortführung des 
Stadtumbaus sowie in der Ausrichtung der 
Wohnungspolitik auf generationen- und be-
darfsgerechtes Wohnen. Wichtige Aspekte 
sind zudem die Unterstützung der Städte bei 
Maßnahmen zu Energieeinsparung und Kli-
maschutz, zur Aktivierung von bürgerschaftli-
chem Engagement und lokalen Netzwerken, 
Stadt-Umland-Beziehungen und interkom-
munaler Kooperation sowie zur Sicherung 
der Versorgung der Mittelbereiche.

1.3	 Integriertes 
	 Stadtentwicklungskonzept 
	 (INSEK) als übergeordnetes 
	 Planungsinstrument

Um Städte (und verstädterte Gemeinden) 
an aktuelle und künftige Bedarfe anzu-
passen, haben sich gesamtstädtische 
integrierte Entwicklungskonzepte be-
währt. Im Sinne ganzheitlicher Strategien 
und abgestimmten Handelns dienen sie 
dazu, fachlich übergreifend langfristige 
Zielvorstellungen und Strategien für die 
Stadt- und Ortsteile im regionalen Kontext 
zu entwickeln. Die Erarbeitung integrierter 
gesamtstädtischer Entwicklungskonzepte 
wird auch von den Ministerinnen und Mi-
nistern der EU-Mitgliedsstaaten in der Leip-
zig Charta zur nachhaltigen europäischen 
Stadt2 empfohlen.

Dieses in § 1 Abs. 6 Nr. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB) verankerte Planungsinstrument 
wurde im Land Brandenburg als INSEK zu-

dem auf die Förderung übertragen. Damit er-
füllt es eine Doppelfunktion: Es dient als das 
langfristige Strategie- und Koordinierungsin-
strument der Stadtentwicklung auf kommu-
naler Ebene und zugleich als Grundlage für 
die Vorbereitung und Umsetzung der Stadt-
entwicklungsförderung3 auf Landesebene.

Gemäß der Richtlinie zur nachhaltigen 
Stadtentwicklung erfolgt die EFRE-Förde-
rung auf Grundlage der INSEK. Seit dem In-
krafttreten der Städtebauförderungsrichtli-
nie (StBauFR) 2009 ist ein aktuelles INSEK4 
auch Voraussetzung für die Gewährung von 
Zuwendungen zur nationalen Städtebauför-
derung (StBauFR 10.1).

Vor dem Hintergrund der sich vollziehenden 
und noch zu erwartenden überörtlichen Ver-
änderungen und der Auswirkungen auf die 
lokale Ebene wird den Kommunen – unab-
hängig von der Förderung – dringend emp-
fohlen, ein INSEK zu erarbeiten. 

In der Fortschreibung der städtischen Entwick-
lungsplanungen zu einem umsetzungsorien-
tierten INSEK liegt die Chance und zugleich 
Herausforderung, Prioritäten zu Gunsten 
solcher Vorhaben zu setzen, die nachhaltig 
sind und mit denen die wichtigsten Entwick-
lungsziele realistisch erreicht werden können. 
Wesentlich ist hierbei, im Rahmen eines inten-
siven Abstimmungs- und Beteiligungsprozes-
ses einen hohen Konsens in Stadt und Region 
herzustellen (Interessenausgleich!). Eine Ab-
stimmung mit den umliegenden Lokalen Akti-
onsgruppen (LAG) soll erfolgen.

Aufeinander abgestimmte INSEK von be-
nachbarten Städten werden ausdrücklich 

2	 s. http://www.bmvbs.de/DE/StadtUndLand/EuropaeischeStadt/europaeische-stadt_node.html
3	 Stadtentwicklungsförderung = Programme der nationalen Städtebauförderung (Bund-Länder-Programme), 
	 der EU-finanzierten Stadtentwicklung und der Wohnraumförderung des Landes Brandenburg
4	 Ein aktuelles INSEK muss nicht neu sein, sondern (weiterhin) die aktuellen Rahmenbedingungen, Ziele, 
	 Strategien und zentralen Vorhaben wiedergeben und den Anforderungen dieser Arbeitshilfe genügen.

Integrierte Stadtentwicklung im Land Brandenburg
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empfohlen. Es kann auch ein Städte über-
greifendes INSEK sinnvoll sein, vollständig 
oder zu einzelnen Aspekten von überörtlicher 
Bedeutung. Insbesondere Städte, die gemäß 
Landesplanung Mittelzentren in Funktions-
teilung sind und/oder einem aus mehreren 
Städten bestehenden Regionalen Wachs-
tumskern angehören, sollen prüfen, ob ein 
gemeinsames INSEK u. a. als Instrument zur 
zukunftsorientierten Zusammenarbeit und 
Definition dieser Funktionsteilung geeignet 
ist.

INSEK-Überarbeitungen werden insbe-
sondere durch strategische Änderungen 
aufgrund veränderter Rahmenbedingungen 
z. B. der Demografie, Wirtschaft oder Raum-
ordnung erforderlich (s. a. Kapitel 4 und zu 
förderbedingtem Überarbeitungsbedarf Kapi-
tel 5).

Diese – die Fassung von Dezember 2006 
ablösende – INSEK-Arbeitshilfe soll sowohl 
die Kommunen bei der künftigen Erarbeitung 
bzw. Überarbeitung von INSEK unterstützen, 
die dieses Planungsinstrument ohne direkten 
Förderbezug nutzen wollen (s. Kapitel 1 – 4), 
als auch die Kommunen, die aus Fördersicht 
zur Vorlage eines aktuellen INSEK aufgefor-
dert sind (hier ist zusätzlich Kapitel 5 zu be-
achten).

1.4	 Planerische Einordnung des 
	 INSEK

INSEK

Sektorale Planungen/
städtebauliche Zielplanung(en)/

Bauleitplanung

Maßnahmekonkrete Planungen

Das INSEK als gesamtstädtische informel-
le Planung und als planerischer Überbau ist 
bei jeder kommunalen Planung zu berück-
sichtigen. Es ersetzt nicht andere Planungs-
ebenen, insbesondere nicht die Bauleitpla-
nung. Es ersetzt auch keine vertiefenden 
und konkretisierenden Fachkonzepte und 
-planungen zu Kita- und Schulentwicklung, 
Einzelhandel, Energie und Klimaschutz, Ver-
kehr etc. sowie Sozialraumanalysen und die 
mittelfristige Finanzplanung. Vielmehr fließen 
deren Ergebnisse und Strategien und für die 
Stadtentwicklung wichtige sonstige (öffent-
liche und private) Vorhabenplanungen – mit 
den gesamtstädtischen Zielen gespiegelt – in 
das INSEK ein. Maßnahmekonkrete Planun-
gen sind insbesondere Machbarkeitsstudien 
und Ausführungsplanungen.

Mit dem INSEK sind keine vollständig neu-
en Themen für die kommunale Planung ver-
bunden. Das INSEK dient ausdrücklich der 
Bündelung, Integration, Abstimmung der 
Planungen untereinander und ggf. punktu-
ellen Ergänzung bzw. Aktualisierung der 
vorhandenen Analysen, Konzepte und Stra-
tegien in den Kommunen.

Zur Planungssystematik in der Förderung 
s. Kapitel 5.

Integrierte Stadtentwicklung im Land Brandenburg
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Fünf Bereiche des integrierten Ansatzes im Sinne von Wechselwirkungen und 
Synergieeffekten

•	 Zusammenführung unterschiedlicher Betrachtungsräume (Region, Gesamtstadt, Stadt- 
und Ortsteile)

•	 Zusammenführung unterschiedlicher sektoraler und Querschnittsthemen (insbesondere 
baulich-räumliche, wirtschaftliche, verkehrliche, umweltrelevante, energie- und klimabe-
zogene, bildungsbezogene, soziale, kulturelle, baukulturelle, Image prägende Aspekte)

•	 Zusammenführung zeitlicher Entwicklungshorizonte (Koordination der Reihenfolge aller 
Planungs- und Umsetzungsphasen)

•	 Zusammenführung unterschiedlicher Akteure (Verwaltung, Kommunalpolitik, nicht-öffentli-
che Infrastrukturbetreiber, Wohnungswirtschaft, Unternehmen, Energieversorger, Vereine 
und Organisationen, Bürger, LAG)

•	 Zusammenführung unterschiedlicher Vorhabenplanungen und ihrer Finanzierungsquellen 
(kommunale Haushaltsmittel der verschiedenen Fachbereiche/Ämter, Fördermittel, ander-
weitige öffentliche Mittel, private Finanzierung)

Integrierte Stadtentwicklung im Land Brandenburg
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Inhaltliche Anforderungen 
und zentrale Themenfelder2.

2.1	 Städtische Rahmenbedingungen

Planungshorizont ist ein Betrachtungszeit-
raum von mindestens zehn Jahren, in welchem 
die zentralen Entwicklungstendenzen aufzu-
zeigen sowie die daraus resultierenden Hand-
lungserfordernisse, Strategien, räumlichen 
Schwerpunkte, Themenfelder und zentralen 
Vorhaben5 konkret zu benennen sind. Zusätz-
lich sind langfristige Prognosen einzubeziehen, 
um bereits heute über diese zehn Jahre hinaus 
absehbare Entwicklungen strategisch im de-
mografischen Kontext für mindestens weitere 
zehn Jahre berücksichtigen zu können.

Etappen für die Betrachtung der städtischen 
Entwicklung können aufgrund der Mittelfris-
tigen Finanzplanung oder der Perioden von 
Förderprogrammen sinnvoll sein, z. B. bis 
2016 bzw. 2020 (Abschluss Stadtumbaupro-
gramm II; 2014 – 2020 neue EU-Struktur-
fondsperiode; 2019 Ende Solidarpakt II).

Zunächst sind Lage und Funktion der Stadt 
im Raum einschließlich ihrer Versorgungs-
funktionen für ihr Umland zu betrachten. 
Grundlagen für die stadtindividuelle Einord-
nung sind die Aussagen des Leitbildes für die 
Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg und der 
Landesplanung6, der Regional- und Kreispla-
nung sowie die stadteigenen Einschätzungen.

Die Regionalen Wachstumskerne (RWK) 
sollen ihr Standortentwicklungskonzept 
im Rahmen des RWK-Prozesses mit dem 
INSEK-Prozess abstimmen. Beide Prozes-
se verfolgen einen integrierten Ansatz. Das 
INSEK ist auf die lokale Entwicklung unter 
dem Gesichtspunkt der Verzahnung von 
Stadtentwicklung und Wirtschaftsentwick-

lung ausgerichtet, während das Standortent-
wicklungskonzept stärker auf die Steigerung 
der überregionalen Wettbewerbsfähigkeit 
des RWK abzielt. Da die sogenannten wei-
chen Standortfaktoren bei Investitionsent-
scheidungen eine immer größere Rolle spie-
len und damit zur Wettbewerbsfähigkeit der 
Städte beitragen, sind INSEK-Prozess und 
RWK-Prozess eng verzahnt.

Alleinstellungsmerkmale sowie Stadtspe-
zifika und Herausforderungen durch Vorga-
ben der Bundes- und Landespolitik, Stadtge-
schichte, aber auch soziale und ökonomische 
Eckdaten etc. sind zu berücksichtigen.

Während für zahlreiche Gemeinden im Bal-
lungsgebiet um Berlin weiterhin mit einer 
Zunahme der Bevölkerung gerechnet wird, 
wird sie in den Berlin fernen Landesteilen 
stark zurückgehen. In allen Landesteilen 
nimmt das Durchschnittsalter zu. Um auf 
diese Entwicklungen rechtzeitig und richtig 
reagieren zu können, sind grundlegende 
Aussagen zur Einwohner- und Haus-
haltsentwicklung zu benennen sowie 
Schlussfolgerungen aus der demogra-
fischen Entwicklung von Stadt und Re-
gion zu ziehen. Die Berücksichtigung der 
demografischen Entwicklung im gesamten 
Stadt-Umland-Raum ist erforderlich, um 
die langfristige Tragfähigkeit bestehender 
Einrichtungen und Angebote sowie der ge-
planten Maßnahmen im Sinne einer Ver-
antwortungsgemeinschaft sicherstellen zu 
können. Als Grundlagen wird auf die Bevöl-
kerungsprognose bzw. Bevölkerungsvor-
ausschätzung für alle Ämter und amtsfreien 
Gemeinden des Landes Brandenburg, die 
Wanderungsanalysen der Zentralen Orte 

5	 Ein zentrales Vorhaben ist in der Regel ein fachlich übergreifendes Bündel an Einzelvorhaben für einen räumlichen 
	 Schwerpunkt bzw. ein Themenfeld, im Einzelfall auch ein für die Stadt sehr bedeutendes Großvorhaben (s. a. 3.4 – 
	 abgelöst wird damit der Begriff der INSEK-Schlüsselmaßnahme aus der Arbeitshilfe von Dezember 2006).
6	 beides unter http://gl.berlin-brandenburg.de/index.html

Inhaltliche Anforderungen und zentrale Themenfelder
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und ihrer Verflechtungsbereiche sowie die 
Kreisprofile des LBV verwiesen7.

2.2	 Querschnittsthemen und 
	 Handlungsfelder der 
	 Stadtentwicklung

Vorausschauende kommunale Planung 
ist nicht auf die Beseitigung städtebaulicher 
Missstände beschränkt, sondern muss mehr 
denn je langfristig angelegt sein und die wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit, die Auslas-
tung der infrastrukturellen Ausstattung, die 
Verbesserung der ökologischen und sozialen 
Bedingungen sowie die städtische Lebens- 
und Wohnqualität (u. a. aktuelle Anforderun-
gen durch die Alterung der Gesellschaft, In-
formationsgesellschaft) mit einbeziehen.

Im Sinne des integrierten Stadtentwick-
lungsansatzes sind die im Folgenden erläu-
terten Handlungsfelder zu betrachten, um von 
der Ebene sektoraler Themen zu einer Ge-
samtschau zu kommen. Auch Zielsetzungen 
mit Querschnittscharakter, wie die Stärkung 
der lokalen Identität/Baukultur, Barrierefrei-
heit, Chancengleichheit oder Nachhaltigkeit, 
sind in raumwirksame Aussagen zu überset-
zen. Hierzu ist jeweils die Situation der Stadt 
in der Analyse zu erfassen, hieraus sind spe-
zifische Ziele zu formulieren und Handlungs-
ansätze zur Zielerreichung darzustellen (zum 
INSEK-Aufbau s. Kapitel 3).

Umfang und Detaillierungsgrad der INSEK 
sind in den Kommunen – insbesondere auf-
grund ihrer Größe und Funktionen – unter-
schiedlich, die anzusprechenden Themen 
sind als Voraussetzung für ein abgestimm-
tes Planen und Handeln jedoch weitgehend 
gleich.

Inhaltliche Anforderungen und zentrale Themenfelder

7	 s. hierzu: http://www.lbv.brandenburg.de/623.htm (Bevölkerungsprognose und -vorausschätzung – derzeit für den 
	 Zeitraum 2011 – 2030, Wanderungsanalyse – derzeit für 2000 – 2009 und Kreisprofile derzeit von 2011 vorliegend)
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Querschnittsthemen

Nachhaltigkeit Umweltschutz Chancengleichheit Barrierefreiheit Baukulturelle Qualität und 
Identität

Bürgermitwirkung/
Bürgerschaftliches 

Engagement

Stadt-Umland-
Beziehungen/Netzwerke/

Interkommunale 
Kooperation

Kundenfreundliche Stadt und 
Kommunalfinanzen

Die Landesregierung bekennt 
sich zum Leitbild der Nachhalti-
gen Entwicklung und setzt sich 
für ein lebenswertes, ökonomisch 
starkes, sozial gerechtes und sei-
ne natürlichen Reichtümer schüt-
zendes Brandenburg ein, um das 
Leben zukünftiger Generationen 
in Brandenburg zu sichern.

Verankerung:
•	 Leipzig Charta zur nachhalti-

gen europäischen Stadt
•	 „Entwicklungspolitische Leitlini-

en der Landesregierung Bran-
denburg“ vom 31.05.20128

•	 Eckpunkte einer Strategie für 
Nachhaltige Entwicklung des 
Landes Brandenburg" vom 
08.02.20119

•	 § 1 Abs. 5 BauGB

Zu berücksichtigen im Rahmen 
der Bearbeitung aller sektoralen 
Themen.

Zusammenfassende Aussagen 
zu kommunalen Zielen, Strategi-
en und Maßnahmen insb. zu:
•	 demografischer Entwicklung/ 

alternder Gesellschaft (Woh-
nen, Infrastruktur, Arbeiten, 
Ehrenamt)

•	 Abwanderung/Fachkräfte-
mangel (Junge halten, Quali-
fizierung, Fernabwanderung/ 
Zuwanderung etc.)

•	 Klimawandel (Folgen für räum-
liche Planung, Bauen, Verkehr 
etc.)

•	 enger werdenden finanziellen 
Spielräumen (Kooperation mit 
anderen staatl. Stellen, Wirt-
schaft, Bürgern etc.)

•	 langfristiger Tragfähigkeit 
von Einrichtungen, techn. 
Infrastruktur und dauerhaft 
finanzierbarem Umgang mit 
(neuen) Freiflächen

Natur und Landschaft sind auf 
Grund ihres eigenen Wertes und 
als Grundlage für Leben und Ge-
sundheit des Menschen auch in 
Verantwortung für die künftigen 
Generationen im besiedelten 
und unbesiedelten Bereich zu 
schützen, zu pflegen, zu ent-
wickeln und soweit erforderlich 
wiederherzustellen.

Besonders hingewiesen wird auf 
die verschiedenen Schutzgüter 
Boden, Wasser, Luft usw.

Verankerung:
•	 § 1 Bundesnaturschutzgesetz 

und §1 Brandenburgisches 
Naturschutzgesetz

•	 § 1 Abs 6 Nr. 7 BauGB und § 
1a BauGB

Insbesondere zu berücksichtigen 
in den sektoralen Themen:
•	 Stadtstruktur
•	 Wohnen
•	 Wirtschaft und Beschäftigung
•	 Technische Infrastruktur/

Verkehr
•	 Klimaschutz

Zusammenfassende Aussagen 
insbesondere zu:
•	 Umweltsituation hinsichtlich 

der o. g. Aspekte
•	 Zielen, Strategien und Maß-

nahmen zur Begrenzung des 
Flächenverbrauchs, Flächen-
recycling und Verkehrsver-
meidung (Orientierung auf 
Innenentwicklung, kompakte 
Stadt-, Siedlungs- und Be-
bauungsstrukturen anstelle 
flächenhafter Strukturen, für 
Energieeffizienz, Klima-/ Bo-
denschutz und kurze Wege

•	 Verbesserung und Ent-
wicklung von Grün- und 
Freiflächen, auch i. Z. m. 
Umstrukturierung bestehender 
Siedlungsbereiche (integrierter 
Management- und Finanzie-
rungsansatz i. R. d. Eingriffs-
regelung)

Chancengleichheit bedeutet, 
gleichberechtigte Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben für 
alle Menschen. Dazu zählen 
insbesondere die Umsetzung 
des Gender Mainstreaming- 
Prinzips, die Schaffung von 
Barrierefreiheit und die Ge-
währleistung von Familien-
freundlichkeit.

Infolgedessen sind bei allen 
Vorhaben der Stadtentwick-
lung die sozialen, kulturellen 
und gesellschaftlichen Ge-
schlechterrollen und Bedürf-
nisse von Frauen und Män-
nern aller Bevölkerungs- und 
Altersgruppen konsequent zu 
berücksichtigen.10

Verankerung: 
•	 Art. 3 Grundgestz
•	 Art. 12 Verfassung des 

Landes Brandenburg

Insbesondere zu berück-
sichtigen in den sektoralen 
Themen:
•	 Stadtstruktur
•	 Wohnen
•	 Wirtschaft und Beschäfti-

gung
•	 Soziales, Bildung und Kultur
•	 technische Infrastruktur/ 

Verkehr

Zusammenfassende Aussa-
gen zu kommunalen Zielen, 
Strategien und Maßnahmen 
insbesondere zu:
•	 öffentlichem und privatem 

Raum
•	 generationsgerechtem 

Wohnen (v. a. Familien, 
ältere Menschen)

•	 städtischer Infrastruktur
•	 Arbeit und Beschäftigung
•	 Straßenbau, ÖPNV etc.

Diese Thematik – mit zuneh-
mender Bedeutung durch de-
mograf. Wandel – betrifft alle 
Lebensbereiche. Im Detail steht 
sie häufig im Spannungsfeld 
versch. Interessen, die es zu 
vereinbaren gilt (s. a. Chancen-
gleichheit).

Verankerung: 
•	 UN-Konvention über die 

Rechte von Menschen mit 
Behinderungen (Ziel: alle 
Lebensbereiche der Gesell-
schaft so zu gestalten, dass 
ALLE Menschen – ungeachtet 
ihrer körperlichen, geistigen 
und seelischen Unterschiede 
– gleichberechtigt in der Ge-
sellschaft leben können)11

•	 Behindertenpolitisches Maß-
nahmenpaket der Landesre-
gierung Brandenburg12

•	 Behindertengleichstellungs-
gesetz

Insbesondere zu berücksichti-
gen in den sektoralen Themen:
•	 Stadtstruktur
•	 Wohnen
•	 Wirtschaft und Beschäftigung
•	 Soziales, Bildung und Kultur 
•	 Technische Infrastruktur/

Verkehr

Zusammenfassende Aussagen 
insbesondere zu:
•	 erreichtem Stand und Zielen 

zu Barrierefreiheit bzw. „Bar-
rierearmut“ – gespiegelt an  
o. g. Dokumenten

•	 Strategien und Maßnahmen 
zum Abbau von baulichen, 
sozialen und psychischen 
Barrieren – Sicherung einer 
selbstständigen Mobilität und 
Teilhabe am öffentlichen Le-
ben durch barrierefreie bzw. 
-arme Gestaltung von öffentli-
chen Räumen, Einrichtungen, 
Arztpraxen, Geschäften, 
Wohnungen, Arbeitsplätzen, 
Informationen in verschiede-
nen Medien etc.

Nur unverwechselbare Städte 
haben gute Chancen, in Konkur-
renz zu anderen Standorten Profil 
zu bewahren bzw. zu entwickeln. 
Die Stadtbürger, aber auch die 
meisten Nutzer der Stadt benöti-
gen ein solches baulich-kulturelles 
Profil i. S. v. „Qualität“ und „Identi-
tät“ der Stadt. 

Verankerung:
•	 § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB
•	 vom MIL gesetztes Ziel im Rah-

men von Stadtentwicklung13

•	 Arbeitshilfe zu „Richtlinien für 
Planungswettbewerbe“ RPW 
2008

Insbesondere zu berücksichtigen 
in den sektoralen Themen:
•	 Stadtstruktur einschl. Freiraum
•	 Wohnen
•	 Soziales, Bildung und Kultur 
•	 technische Infrastruktur/Verkehr

Zusammenfassende Aussagen 
insbesondere zu:
•	 Strategien und Maßnahmen 

zur Bewahrung baukulturellen 
Erbes und prägender Struktu-
ren der Stadtkerne, aber auch 
in Gebieten außerhalb; Schritte 
zur Altbauaktivierung

•	 Strategien zur Verbesserung 
städtebaulicher, baulicher und 
freiraumbezogener Qualitäten

•	 Sicherstellung hoher „Verfah-
rensqualität“ - bei wichtigen 
Maßnahmen der integr. Stadt-
entwicklung, Fachdiskurs und 
Qualitätswettbewerb zwischen 
konkurrierenden Lösungsansät-
zen, insb. über Planungswett-
bewerbe gem. RPW 2008 

•	 Sicherstellung hoher fachlicher 
und verfahrensmäßiger Qualität 
auch für nichtöffentliche Pla-
nungsträger

•	 Strategien zur langfristigen 
Qualitätssicherung in Bezug 
auf abgeschlossene öffentliche 
Fördermaßnahmen

Städte werden von ihren Men-
schen geprägt und gestaltet 
– dies gilt es zu berücksichtigen 
und zu nutzen.

Partizipation heißt, möglichst alle 
Bewohner bei den wichtigen Vor-
haben ihrer Stadt einzubeziehen 
und mitzunehmen.

Bürgermitwirkung und -engage-
ment bieten für die Stadtpolitik 
die Chance, Expertenwissen zu 
erschließen, Interessenbünd-
nisse zu schaffen und Aufgaben 
effizienter wahrzunehmen.

Die Förderung von bürger-
schaftlichem Engagement 
(Vereinsarbeit, Ehrenämter etc.) 
steigert darüber hinaus Bürger-
zufriedenheit und Identifikation 
mit der Stadt. Durch Aktivierung 
unterschiedlicher Partner in 
Bürgerinitiativen und Vereinen 
werden auch soziale Integration 
und Akzeptanz untereinander 
gesteigert und stabilisiert.

Verankerung: § 3ff. BauGB

Als wichtiger Bestandteil des 
INSEK-Prozesses im Rahmen 
der Bearbeitung aller sektoralen 
Themen zu berücksichtigen.

Zusammenfassende Aussagen 
zu: 
•	 vorhandenen Aktivitäten und 

Erfahrungen
•	 Strategien und Maßnahmen 

zur Aktivierung, Unterstützung 
und Anerkennung bürger-
schaftlichen Engagements 
sowie Praxis und Weiterent-
wicklung der Partizipation 
konkret vor Ort

•	 Beteiligungsformen und -/
organisation (Darstellung im 
Organigramm)

Stadt und Land stehen nicht 
in Konkurrenz zueinander, 
sondern ergänzen sich. Vor 
dem Hintergrund der Einwoh-
nerentwicklung in Städten 
und Regionen nimmt die 
Notwendigkeit von Funktions- 
und Arbeitsteilung zwischen 
den Akteuren innerhalb der 
Gemeinden sowie zwischen 
Gemeinden zu.

Verankerung: LEP B-B

Insbesondere zu berücksichti-
gen bei überörtlichen Themen 
wie Infrastruktureinrichtungen 
in den Bereichen Bildung, 
Soziales, Gesundheit, Kultur, 
Sport, Freizeit, aber auch bzgl. 
Verkehr, Fachkräftesicherung, 
Wirtschaft/ Tourismus (Be-
stand und Bedarfsentwicklung 
in Kernstadt, Ortsteilen sowie 
Umlandgemeinden).

Zusammenfassende Aussa-
gen insbesondere zu: 
•	 Wahrnehmung derzeitiger 

und künftiger Versorgungs-
aufgaben für Umland und 
Mittelbereich

•	 Bestands- und Bedarfs-
entwicklung in Kernstadt, 
Ortsteilen sowie Umlandge-
meinden

•	 Zusammenlegung zu stadt-
wirtschaftlich vernünftigen 
Versorgungsstrukturen 
und Sicherung der Wettbe-
werbsfähigkeit

•	 bestehenden interkommu-
nalen Kooperationen und 
Netzwerken sowie darüber 
hinaus gehenden Möglich-
keiten/Notwendigkeiten

Moderne, kundenfreundliche 
Städte bieten für ihre Bürger, 
Unternehmen, Besucher etc. 
gute öffentliche Dienstleistun-
gen und Angebote in Gebäuden 
mit Vorbildcharakter (energe-
tisch, barrierefrei, gestalterisch), 
zeitgemäße Verwaltungsstruktu-
ren und transparentes Handeln.

Die Finanzausstattung der 
Kommunen sinkt bei rückläufi-
gen Bevölkerungszahlen eher, 
ohne entspr. Kostenreduzierun-
gen, daher steigende Pro-Kopf-
Ausgaben für die Infrastruktur 
(Wasser und Abwasser, Stra-
ßenbau, öffentlicher Personen-
nahverkehr, Verwaltung etc.)

Zusammenfassende Aussagen 
insbesondere zu: 
•	 Selbstverständnis der Stadt 

in o. g. Sinne
•	 Steuerung der Anpassung im 

demograf. Kontext (Rationali-
sierung der Infrastruktur usw.)

•	 finanzieller Leistungsfähigkeit 
der Kommune – Plausibilität 
der INSEK-Strategie vom 
engen Bezug zur mittelfristi-
gen Finanzplanung abhängig 
(Grobdarstellung des Haus-
halts hinsichtl. kommunaler 
Kofinanzierungs- und Be-
wirtschaftungskraft in INSEK 
sowie als städtebauliche 
Kalkulation entspr. Anlage 2)

•	 INSEK als Instrument fach-
übergreifender langfristiger 
Betrachtung und Prioritäten-
setzung einschl. Folgekosten 
sowie Entlastung kommuna-
ler Finanzen durch Einbezie-
hung von Dritten und alterna-
tiven Finanzierungsquellen 
(Beitrag zur Haushaltskonso-
lidierung)

8	 s. http://www.europa.brandenburg.de/sixcms/detail.php/bb1.c.296524.de
9	 s. http://www.mugv.brandenburg.de/cms/detail.php/lbm1.c.324816.de
10	 s. http://www.mil.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.142192.de
11	 s. http://www.masf.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.268995.de?highlight=barrierefreiheit
12	 s. http://www.masf.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.271847.de?highlight=barrierefreiheit
13	 s. http://www.mil.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.147637.de



11 Inhaltliche Anforderungen und zentrale Themenfelder

Stadtstruktur/ 
Innenstadtstärkung Wohnen Wirtschaft und 

Beschäftigung Soziales, Kultur und Bildung Technische Infrastruktur Klimaschutz und 
Energieeinsparung Stadtmarketing

Zusammenfassende Aussagen zu:
•	 Stadtstruktur und ihren Veränderungen 
infolge des demografischen Wandels 
und allgemeiner Transformationspro-
zesse in der Stadt (baulich-funktionale 
Situation, Potenziale, Mängel und neue 
Risiken)

•	 Struktur der einzelnen Quartiere
•	 erreichten Zielen
•	 bestehenden Planungen einschl. 

Überprüfung von deren Gültigkeit im 
gesamtstädtischen und demografi-
schen Kontext unter Berücksichtigung 
stadtentwicklungspolitischer Ziele des 
Landes

•	 räumlichen Entwicklungsschwerpunkten 
und deren langfristigen räumlichen und 
funktionalen Perspektiven

•	 Brachflächenpotenzialen

Darstellung kommunalpolitischer Ansätze 
zur nachhaltigen Siedlungsentwicklung:
•	 Schwerpunktsetzung auf die Innen-

stadtentwicklung (Behebung städtebau-
licher Missstände, Stärkung der Wohn-
funktion und -qualität, Verbesserung 
der Erreichbarkeit)

•	 Maßnahmen im Rahmen kommunaler 
Bauleitplanung (Verdichtung, Reduzie-
rung von neuen Bauflächen)

•	 Altbauaktivierung
•	 Erhalt des baukulturellen Erbes – zeit-

gemäße, bedarfsgerechte Nutzung 
denkmalgeschützter bzw. das Stadtbild 
prägender Substanz14 

•	 Sicherung und Konzentration öffentli-
cher Versorgungsfunktionen im Stadt-
zentrum 

•	 Reaktivierung von Brachflächen
•	 Qualifizierung von innerstädtischen 
Grün- und Freiflächen

•	 Planungswettbewerbe zum Erhalt städ-
tebaulicher Qualität

Darstellung innovativer Maßnahmen und 
Lösungen in der Stadt z. B. zu:
•	 Unterstützung einer vielfältigen Einzel-

handels- und Dienstleistungsstruktur 
sowie sonstiger unternehmerischer Akti-
vitäten (Außengastronomie, Markttage, 
Feste und andere Veranstaltungen) zur 
Belebung des Stadtzentrums

•	 neuen Wohnformen unter Berücksichti-
gung energetischen Bauens

•	 Stadtklima  
•	 Zwischennutzungen

Zusammenfassende Aussagen 
zu:
•	 aktueller Wohnungsmarktsi-

tuation
•	 Wohnungsmarktentwicklung 

(zukünftige räumliche, quantita-
tive und qualitative Wohnbedar-
fe und -trends)

•	 kommunaler wohnungspoliti-
scher Strategie unter Einbin-
dung der Wohnungs- und ggf. 
Versorgungsunternehmen (!)

•	 Handlungsansätzen für eine 
nachhaltige Wohnraumversor-
gung aller Bevölkerungsschich-
ten unter Berücksichtigung ihrer 
spezifischen Bedürfnisse 

•	 quartiersspezifischer Woh-
nungsmarktstruktur

Darstellung kommunalpolitischer 
Ansätze zur nachhaltigen Wohn-
raumversorgung:
•	 zielgruppenorientierte Wohn-

raumversorgung (bezahlbar, 
barrierefrei, familiengerecht, 
energetisch, nachhaltig) und 
deren Lokalisierung im Rah-
men einer ausgewogenen und 
zielorientierten städtebaulichen 
Entwicklung)

•	 Altbauaktivierung
•	 Rückbau- und Abrissmanage-

ment
•	 Bürgerbeteiligung
•	 Monitoring und Evaluation
•	 Wettbewerbe zur Sicherung 

städtebaulicher Qualität
•	 Vermeidung bzw. Verringerung 

sozialräumlicher Segregation
•	 Vermeidung temporärer Ar-

mutsgebiete

Darstellung innovativer Maßnah-
men und Lösungen in der Stadt, 
z. B. zu:
•	 neuen Gebäudetypologien
•	 Baugemeinschaften
•	 Wohngemeinschaften
•	 Selbstversorgerstrukturen

Zusammenfassende Aussagen zu:
•	 lokaler Wirtschaftsstruktur (u. a. 

Engpassfaktoren und Potenziale 
zur Sicherung/Schaffung von Ar-
beitsplätzen 

•	 Strategie für einen zukunftsfähigen 
wettbewerbsfähigen Wirtschafts-
standort unter Berücksichtigung 
von
-	 Branchen und Unternehmen, die 

zu Wachstum, Innovation und 
Beschäftigung beitragen (u. a. 
Kunst- und Kulturwirtschaft)

-	 Wissenschafts- u. Forschungs-
einrichtungen

-	 nachhaltigem Tourismus
-	 Einzelhandel und Dienstleistun-

gen in der Innenstadt
-	 historischen und lebendigen 

Innenstädten
•	 bereits bestehenden und noch 

anzustrebenden Netzwerken und 
Kooperationen der lokalen Wirt-
schaft

Darstellung kommunalpolitischer 
Ansätze zur Stärkung der Stadt als 
Wirtschafts- und Arbeitsort:
•	 Standortmarketing und Öffentlich-

keitsarbeit
•	 Konversionsflächenmanagement
•	 Angebot von Ausbildungsplätzen in 

städtischen Unternehmen und der 
öffentlichen Verwaltung

•	 Beratung von Unternehmen und 
Investoren

•	 Schaffung finanzieller Anreize

Darstellung innovativer Maßnahmen 
in der Stadt z. B. zu:
•	 Kooperationen zwischen Bildungs-

einrichtungen und Unternehmen
•	 Stadt-Land-Kooperationen
•	 Reaktivierung und Umnutzung 

von Brachen und leer stehenden 
Stadtbild prägenden Gebäudeen-
sembles

•	 Maßnahmen der kleinräumigen 
Wirtschaftsentwicklung

Zusammenfassende Aussagen zu:
•	 Bestand, Auslastung und zukünfti-

gem Bedarf an Einrichtungen und 
Angeboten in den Bereichen Ge-
sundheit, Soziales, Bildung, Sport, 
Kultur und Freizeit im lokalen und 
regionalen Kontext 

•	 kommunalen Zielsetzungen im 
Sinne
-	 ausreichender Angebote für alle 

Bevölkerungs- und Altersgrup-
pen

-	 veränderter Nachfrage und 
neuer Ausstattungserfordernisse 
(Barrierefreiheit, bessere Verein-
barkeit von Familie und Beruf)

-	 des Umgangs mit dem sich noch 
verstärkenden Fachkräfteman-
gel und daraus resultierendem 
Bedarf an Aus- und Weiterbil-
dungsangeboten (Verzahnung 
mit der Wirtschaft für praxisna-
hes Lernen, Stabilisierung der 
Unternehmen vor Ort, Steige-
rung des Innovationspotenzials)

•	 konkreten zentralen Vorhaben 

Darstellung kommunalpolitischer 
Ansätze zur Gewährleistung eines 
bedarfsgerechten und zukunftsfähi-
gen Angebotes an sozialer, kultureller 
und Bildungsinfrastruktur:
•	 bauleitplanerische Anpassungen 

(Flächennutzung, Erreichbarkeit 
von Standorten)

•	 Bürgerbeteiligung und Öffentlich-
keitsarbeit 

•	 interkommunale Kooperationen 
•	 Revitalisierung von innerstädti-
schen Brachflächen und Umnut-
zung leer stehender Stadtbild 
prägender Gebäude

Darstellung innovativer Maßnahmen 
in der Stadt z. B. zu:
•	 Aufwertung, Umnutzung oder 

Zusammenlegung, Mehrfach- bzw. 
Mehrzwecknutzung von Gebäuden 
mit gut erreichbaren generations-
übergreifenden Angeboten

•	 bedarfsgerechter Kinderbetreuung
•	 aufeinander abgestimmten 

Angeboten kommunaler, freier, 
öffentlicher Träger

Zusammenfassende Aussagen zu:
•	 aktueller Situation der Stadttechnik 

sowie der Verkehrsinfrastruktur 
und -angebote

•	 zukünftigem Bedarf unter Berück-
sichtigung demografischer, stadt-
struktureller und gesellschaftlicher  
Veränderungen (Auslastung, Funk-
tionsfähigkeit, dauerhafte Tragfä-
higkeit/Folgekosten vorhandener 
Anlagen, Netze und Angebote)

•	 kommunalen Zielen und Anpas-
sungserfordernissen der stadt-
technischen Anlagen und Netze 
(Strom, Fernwärme, Erdgas, Was-
ser, Telekommunikation) sowie des 
Verkehrs

Darstellung kommunalpolitischer 
Ansätze zur Sicherung eines nach-
haltigen Angebotes technischer und 
verkehrlicher Infrastruktur:
•	 öffentliche Neubauten in Passiv- 

oder Null-Energie-Standard
•	 dezentrale Versorgungsstrukturen
•	 Kooperationen, interkommunal und 

mit städtischen Unternehmen
•	 Rekommunalisierung von Ver- und 

Entsorgungsbetrieben 
•	 ressourcenschonende Ausstattung
•	 flächenhafter vor punktuellem 

Umbau/Abriss
•	 Ausbau des innerstädtischen 

barrierefreien Fuß- und Radwege-
netzes

Darstellung innovativer Maßnahmen 
in der Stadt z. B. zu:
•	 Verkehrsvermeidung und Förde-

rung/Verzahnung umweltfreundli-
cher Verkehrsformen und -ange-
bote

•	 Rückgewinnung der Innenstadt-
Straßen als Kommunikationsraum

•	 Energie effizientem Bauen (Plus-
energiehaus)

•	 Ressourcenschutz durch „Denken 
in Kreisläufen“ (Grauwassernut-
zung, Müll zu Energie)

Zusammenfassende Aussagen zu:
•	 Analyse der stadtspezifischen 

Situation in Bezug auf Energie-
einsparungen, Steigerung der 
Energieeffizienz und den Einsatz 
erneuerbarer Energien

•	 Ergebnissen und Schlüsselmaß-
nahmen eines kommunalen Ener-
gie- und Klimaschutzkonzeptes

•	 Umsetzung der energiepolitischen 
Ziele der aktuellen Energiestrate-
gie des Landes Brandenburgs15 

Darstellung kommunaler Ansätze 
zur Steigerung der Energieeffizienz 
und der Energieeinsparung insbe-
sondere durch:
•	 Baumaßnahmen zur Nutzung 

der Energieeinsparpotenziale im 
Gebäudesektor

•	 Nutzung von erneuerbaren Ener-
gien als Wärme- und Stromquelle

•	 Umrüstung der Straßenbeleuch-
tung

•	 Fuhrpark der kommunalen Be-
hörden

•	 Beratung der Bürger und Öffent-
lichkeitsarbeit

•	 Fortbildung und Qualifizierung der 
Mitarbeiter

Darstellung innovativer Maßnahmen 
und Lösungen in der Stadt z. B. zu:
•	 Nahwärmenetzen
•	 Anlagen der Kraft-Wärme-Kopp-

lung oder Blockheizkraftwerke
•	 Umrüstung der Leitungsnetze
•	 energiesparenden Mobilitätsange-

boten und Verkehrsmitteln
•	 Nachnutzung von Brachen und 
Rückbauflächen

Zusammenfassende Aussagen zu:
•	 kommunalen Zielen und Strategi-

en zur effektiven Vermarktung der 
eigenen Stadt unter Berücksich-
tigung vorhandener Stärken und 
Potenziale (bisherige und geplan-
te Aktivitäten und zu erwartende 
Entwicklungen)

Darstellung kommunalpolitischer 
Ansätze, z. B.:
•	 Zusammenarbeit und gemeinsa-

me Aktionen von Stadt, Händlern 
und Gewerbetreibenden

•	 Bürgerbeteiligung
•	 Öffentlichkeitsarbeit
•	 Schaffung eines Corporate De-

signs
•	 Einrichtung einer Stadtmarke-

tinginstitution
•	 Innenstadtmanagement
•	 Geschäftsstraßenmanagement

Darstellung innovativer Lösungen in 
der Stadt z. B. zur:
•	 Erhöhung des überregionalen 

Bekanntheitsgrades
•	 Steigerung der Identifikation der 

Bürger mit ihrer Stadt
•	 Steigerung der Attraktivität der 

Stadt als Wirtschaftsstandort, 
Wohn-, Einkaufsort und touristi-
scher Zielort

14	 s. a. Arbeitshilfe Mobilisierung von Altstadtimmobilien unter http://www.mil.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.138572.de?highlight=altstadtimmobilien
15	 s. http://www.mwe.brandenburg.de/media/bb1.a.2865.de/Energiestrategie_2030.pdf 

Sektorale Themen
(innerhalb der sektoralen Themen ist die Umsetzung der Querschnittsthemen zu konkretisieren. Die Querschnittsthemen sind in dieser Tabelle nicht nochmals angesprochen und können faktisch in jedem sektoralen 
Thema eine Rolle spielen.)



12 Aufbau von Integrierten Stadtentwicklungskonzepten

Aufbau von Integrierten 
Stadtentwicklungskonzepten3.

Das INSEK muss gleichermaßen als Pla-
nungs- und Abstimmungsinstrument bei 
der Vorbereitung und Umsetzung von inte-
grierten Maßnahmen für eine nachhaltige 
Stadtentwicklung einsetzbar sein. Es ist des-
halb möglichst flexibel und leicht verständlich 
aufzubauen.

Das INSEK umfasst mehrere aufeinander 
aufbauende Bearbeitungsebenen:

1.	 Bestandsanalyse und Prognose 
	 einschließlich SWOT-Analyse16

2.	 Leitbild/Entwicklungsziele
3.	 Umsetzungsstrategie
4.	 Zentrale Vorhaben
5.	 Städtebauliche Kalkulation17

Das INSEK ist auf wesentliche Analysen 
und Kernaussagen zu diesen Bearbeitungs-
ebenen zu beschränken (so kurz wie mög-
lich, so detailliert wie nötig!).

Zur Darstellung einer plausiblen Ablei-
tungs- und Begründungskette zentraler 
Vorhaben am Beispiel des Umgangs mit 
dem demografischen Wandel – steigender 
Bedarf an barrierefreien bzw. barrierearmen 
Angeboten – s. Anlage 1.

Die einzelnen Bearbeitungsebenen werden 
im Folgenden detaillierter erläutert.

16	 SWOT-Analyse - engl. für Strengths, Weaknesses, Opportunities und Threats
	 Instrument zur Situationsanalyse, mit dem die strategische Ausrichtung innerhalb des Programms ermittelt werden 
	 soll. Mit dieser einfachen und flexiblen Methode werden sowohl interne stadtbezogene Stärken und Schwächen 
	 (Strengths-Weaknesses), als auch externe gesellschaftliche Chancen und Gefahren (Opportunities-Threats) 
	 betrachtet, welche die Handlungsfelder der Stadtentwicklung betreffen. Aus der Gegenüberstellung von städtischen 
	 Stärken und Schwächen mit den gesellschaftlichen Chancen und Risiken lassen sich strategische Ziele ableiten.

17	 Im Gegensatz zu der ausführlichen, Einzelvorhaben scharfen integrierten Kosten- und Finanzierungsübersicht, die 
im Förderverfahren weiterhin 
	 erforderlich ist, stellt die „Städtebauliche Kalkulation“ im INSEK „nur“ auf die Darstellung der zentralen Vorhaben
	 (-bündel) ab.
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1.	 Bestandsanalyse und Prognose einschließlich SWOT-Analyse 

Nutzung vorhandenen, ggf. aktualisierbaren Materials

Einzubeziehende Planungen und Konzepte: insbesondere Flächennutzungsplan, Stadt-
entwicklungskonzept, Stadtumbaustrategien, teilräumliche Konzepte, Sanierungspläne, in-
tegrierte Entwicklungskonzepte für die Soziale Stadt, sektorale Planungen wie Wohnraum-
bedarfskonzepte und wohnungspolitische Konzepte, Einzelhandelskonzepte, Verkehrs-, 
Schul- und Kulturentwicklungsplanungen, Energiekonzepte, Gebietsbezogene Lokale Ent-
wicklungsstrategien (GLES) und andere stadtentwicklungsrelevante überörtliche Konzepte.

Regionale Wachstumskerne: Einbeziehung des Standortentwicklungskonzepts und der 
Abstimmungsergebnisse mit der Interministeriellen Arbeitsgruppe Integrierte Standortent-
wicklung (vorher Aufbau Ost) und der diesbezüglichen Kabinettbeschlüsse.

Realistische zusammenfassende Darstellung und Bewertung der Ausgangssituation 
anhand des in Kapitel 2. dargestellten Themenspektrums in Form einer SWOT-Analyse.

SWOT-Analyse 
•	 umfasst Stärken-Schwächen-Analyse und Chancen-Risiken-Analyse
•	 berücksichtigt den gegenwärtigen Entwicklungsstand der Stadt, aber auch zukünftige 

Tendenzen und Prognosen
•	 zielt auf aussagekräftige und plausible Analyseergebnisse – Herausstellung insbesonde-

re endogener Potenziale, aber auch der Schwächen 
•	 dient der Herausstellung der wichtigsten Handlungsfelder mit ihren jeweiligen konkreten 

Handlungserfordernissen und belegbaren Bedarfen.

Ableitung der konkreten Handlungserfordernisse anhand des Fazits aus den sektora-
len Analysen  = Grundlage für Leitbild und Stadtentwicklungsziele (Herleitungskette!).

2.	 Leitbild/Entwicklungsziele

Formulierung eines Leitbildes von inhaltlichen wie räumlichen Entwicklungszielen auf 
Grundlage der Ergebnisse von Bestandsaufnahme, Problemanalyse und Prognose und unter 
Berücksichtigung vorhandener Alleinstellungsmerkmale der Stadt. In die Entwicklungsziele sind 
die Querschnittsziele einzubeziehen (z. B. Infrastrukturanpassung einschl. Barrierefreiheit). 

Bezugnahme auf Leitbildvorstellungen aus vorangegangenen Planungsprozessen 
(u. a. Stadtumbaukonzepte/-strategien, Standortentwicklungskonzepte).

Plausible Ableitung und möglichst weitgehende Spezifizierung der zentralen langfristigen 
Stadtentwicklungsziele – im Sinne einer Prioritätensetzung. Formulierung realistischer, 
auf die Kernaufgaben konzentrierter Ziele (an die auch die städtebaulichen Zielplanungen 
gemäß Kapitel 5. anzuknüpfen haben).

Veranschaulichung von tatsächlichem Siedlungsbestand und zukünftigen Entwicklungs-
schwerpunkten und -zielen in ihren Grundzügen in einem räumlichen Leitbild.

Leitbild/Entwicklungsziele = Grundlage für Ableitung von Umsetzungsstrategie und zentra-
ler Vorhaben (Herleitungskette!).
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3.	 Umsetzungsstrategie

Nachweis, wie die gesamtstädtischen Entwicklungsziele inhaltlich und organisatorisch er-
reicht werden sollen. D. h. Aufzeigen
•	 der zentralen Handlungsfelder und deren Zusammenwirken in räumlichen Schwerpunkten
•	 der Wechselwirkungen insbesondere von städtebaulicher Entwicklung, Bevölkerungs-

entwicklung, Wirtschaft/Einzelhandel, Umwelt, Verkehr, Bildung, Energie, Infrastruktur, 
Identität, Kultur und Daseinsvorsorge (Spiegelung der Planungen und Investitionen aller 
öffentlichen und privaten Träger, ggf. Anpassungen)

•	 der Umsetzung der INSEK-Entwicklungsziele und -strategien in Übereinstimmung mit 
den allgemein gültigen landespolitischen und EU-Schwerpunkten sowie den EU-Quer-
schnittszielen (Stärkung der Wirtschaft und des Arbeitsmarktes, Qualifizierung, Wissen-
schaft, Forschung, Bildung und Innovation, Wettbewerbsfähigkeit, nachhaltige Entwicklung 
in ihrer ökonomischen, sozialen und ökologischen Dimension sowie Chancengleichheit für 
alle Bevölkerungsgruppen, Verbesserung der sozialen Integration und des bürgerschaftli-
chen Engagements)

•	 einer räumlichen, fachlichen, finanziellen und zeitlichen Prioritätensetzung
•	 der Umsetzungsschritte
•	 der vorhandenen und ggf. weiter zu entwickelnden verwaltungsinternen und weiteren Or-

ganisationsstruktur und -instrumente anhand eines konkreten Organigramms 
•	 der praktizierten und weiter zu entwickelnden Formen einer regelmäßigen und breiten In-

formation und Mitwirkung der Öffentlichkeit und lokalen Akteure.

Wichtige Eckpunkte der Gesamtstrategie: Strategien für die vorhandenen Gebietskulissen 
der Städtebau- und Wohnraumförderung – das INSEK ist jedoch ausdrücklich nicht auf 
Förderkulissen und zuwendungsfähige Maßnahmen zu beschränken!

4.	 Zentrale Vorhaben

Ableitung und Definition von zentralen Vorhaben
(INSEK-Schwerpunkt): integrierte Darstellung und Begründung der räumlich und thematisch 
definierten zentralen Vorhaben und ihrer Finanzierung – wenn zutreffend unter Berücksichti-
gung der abgestimmten programmspezifischen Planungen. Die zentralen Vorhaben müssen 
das nachvollziehbare Ergebnis aus Analyse und Prognose sein, d.h. aus konkreten Defiziten 
und belegbaren oder prognostizierbaren Nachfrageentwicklungen abgeleitet werden. Sie ha-
ben eine Schlüsselrolle zum Erreichen der INSEK-Ziele und deren strategischer Umsetzung. 
Ideensammlungen weiterer Maßnahmen sollten ggf. in einem Anhang angefügt werden.

Beispiele für zentrale Vorhaben (= in der Regel Bündel von fachlich übergreifenden Einzel-
vorhaben für einen räumlichen Schwerpunkt), die zur Erreichung der Entwicklungsziele von 
besonderer Bedeutung sind und mit denen Synergieeffekte erreicht werden sollen:
•	 Zentrenstärkung durch Citymanagement, Erhöhung der Aufenthaltsqualität im öffentlichen 

Raum, Optimierung der sozialen Infrastruktur, Verlagerung des Gymnasiums in den Stadt-
kern, Modernisierung und Instandsetzung der Bausubstanz am Marktplatz

•	 Konsolidierung des Stadtteils A durch Rückbaumaßnahmen im Bereich B, Wohnumfeld-
maßnahmen im Bereich C und D, Umgestaltung der leer stehenden Kita E zu einem Bür-
ger- und Vereinshaus sowie Quartiersmanagement
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•	 Entwicklung des Bahnhofsumfelds durch Optimierung der Verkehrsabläufe, Vorplatzge-
staltung, Sanierung des Bahnhofsgebäudes, Freiflächengestaltung sowie Sanierung der 
angrenzenden Wohnbebauung und Brachflächenentwicklung für gewerbliche Nutzungen

•	 im Einzelfall auch ein sehr bedeutendes Großvorhaben, z. B. Hochschuleinrichtung oder  
Kultureinrichtung von überörtlicher Bedeutung, verkehrsgünstig in der Innenstadt in einem 
denkmalgeschützten städtebaulich bedeutenden Gebäude untergebracht, Stadthalle, Bür-
gerzentrum, Stadtbibliothek oder Schwimmbad

Räumliche Darstellung: Verortung auf Ebene der Gesamtstadt sowie Teilpläne mit höherem 
Detaillierungsgrad; ggf. Visualisierung räumlich nicht darstellbarer zentraler Vorhaben durch 
Schaubilder und Grafiken.

Darstellung der strukturpolitischen Wirksamkeit und Synergieeffekte mit anderen zent-
ralen Vorhaben.

Ausdrücklich auch Einbeziehung von Vorhaben ohne Stadtentwicklungsförderung bzw. 
andere Förderprogramme und laufende Vorhaben, wenn von wesentlicher Bedeutung für die 
künftige Stadtentwicklung (kommunal oder privat finanzierte Vorhaben, PPP-Modelle, stadt-
entwicklungsrelevante Unternehmensinvestitionen und Sponsoring), d. h. zentrale Vorhaben 
können sich aus Einzelvorhaben zusammensetzen, die ohne, teilweise oder vollständig mit 
Förderung umgesetzt werden sollen.

Erfolgserwartungen – Ziel: Verbesserung des Ausgangszustandes – Angaben zum konkret 
erwarteten Effekt und je nach Art der Maßnahme Untersetzung, z. B. neue Arbeitsplätze, 
quantitativ und qualitativ bedarfsgerechtes Wohnungsangebot, Zuwachs familienfreundlicher 
Infrastrukturangebote, reduzierter Leerstand in der Innenstadt.

Umsetzbarkeit (= Plausibilität und Priorität von zentralen Vorhaben)
•	 Prioritätensetzung
•	 belastbarer Bedarfsnachweis und langfristige Tragfähigkeit im Zeithorizont von ca. 20 Jah-

ren (bei geförderten Vorhaben mindestens für die Zweckbindungsfrist) – Nachweis der 
Notwendigkeit und Machbarkeit eines Vorhabens im Kontext vergleichbarer gesamtstädti-
scher, regionaler und ggf. überregionaler Angebote in Form einer kurzen Markt- und Kon-
kurrenzanalyse – Kriterien: örtliche demografische Entwicklung und regionale Situation; 
klare und belastbare Bedarfs- und Zielangaben

•	 Darstellung der Investitions- und Folgekosten für Betrieb/Unterhaltung und deren Finan-
zierbarkeit

•	 für den Bereich Marketing, Management, bürgerschaftliches und soziales Engagement: 
Wege zur Verstetigung (insbesondere nach dem Auslaufen einer evtl. Anschubförderung)

•	 Kooperation mit Vorhabenpartnern – Darstellung zur Kooperation einzelner Fachbehörden 
– fachlich und zur Koordination verschiedener Finanzierungen/Förderprogramme, Zusam-
menarbeit mit Investoren, Projektträgern, künftigen Nutzern etc.

•	 Umsetzungsschritte – Aufzeigen des weiteren Vorgehens zur Umsetzung des zentralen 
Vorhabens (z. B. Erstellung von Durchführungskonzepten, Anpassung bereits bestehen-
der Planungen an das INSEK, Gespräche mit möglichen Kooperationspartnern, Wettbe-
werbs- und Beteiligungsverfahren oder auch klare zeitliche Zielsetzungen)

•	 zeitliche Einordnung der Vorbereitung und Durchführung des Vorhabens



16

5.	 Städtebauliche Kalkulation

Eine „Städtebauliche Kalkulation“ im Sinne einer Querbilanzierung der Finanzierungsbe-
darfe und -möglichkeiten für sämtliche zentrale Vorhaben(-bündel) ist erforderlich, vor al-
lem, damit Kommune und Land eine Vorstellung erhalten, welchen Investitionsumfang die 
Kommune für Stadtentwicklungsvorhaben im Planungszeitraum insgesamt bewältigen will 
und inwieweit er eine umsetzbare Dimension hat. Auch die Tragfähigkeit der Bewirtschaf-
tungs- und Folgekosten soll hier bereits grob berücksichtigt werden (bei Fördervorhaben im 
Zeitraum der Zweckbindung).

Darzustellen sind:
•	 räumliche und thematische Handlungsschwerpunkte = zentrale Vorhaben
•	 Lage/Ort des Handlungsschwerpunkts
•	 Handlungsorientierung (Innenstadtstärkung, Sanierung und Aufwertung, Altbauaktivie-

rung, Daseinsvorsorge, Rückbau, Wohnraum, Neubau, Freiraum, Verkehr/Mobilität, so-
zialer Zusammenhalt, Energieeffizienz, lokale Ökonomie)

•	 Grobschätzung der Gesamtkosten
•	 Finanzierung(svorstellungen) der Kommune (kommunale Eigenmittel, Förderprogram-

morientierung und -bedarf in Bezug auf Stadtentwicklungsförderung, sonstige Finanzie-
rungsquellen und deren Beitrag) *

•	 Umsetzungszeitraum
•	 geschätzte notwendige Folgeinvestitionen
•	 geschätzte Bewirtschaftungskosten
•	 Priorität der Dringlichkeit
•	 Ziel(e), Umfang, Begründung zur Prioritätensetzung

s. hierzu Anlage 2 mit dem verbindlichen Tabellenkopf zur „Städtebaulichen Kalkulation“ 
und Veranschaulichungsbeispielen

* Differenzierung der Finanzierung(svorstellungen) der Kommune, soweit zutreffend, in
•	 Mittel aus den einzelnen Programmen der Städtebauförderung auf Grundlage der pro-
grammspezifischen Kosten- und Finanzierungsübersichten (KoFi)

•	 Mittel aus den Programmen der Wohnraumförderung
•	 Mittel aus der Nachhaltigen Stadtentwicklung (EFRE) in den derzeitigen Programmstäd-

ten und aus den Folgeprogrammen
•	 städtische Haushaltsmittel der verschiedenen Fachbereiche (einschließlich Kofinanzie-

rung von Fördermitteln)
•	 weitere öffentliche Finanzierungskomponenten der Ressorts
•	 anderweitige öffentliche Mittel (z. B. für national bedeutsame Denkmale)
•	 Stiftungen, Vereine (z. B. Deutsche Stiftung Denkmalschutz)
•	 private Finanzierung (z. B. Wohnungsunternehmen, Privateigentümer, Händler)

nachvollziehbare Ableitung – unter Berücksichtigung der abgestimmten programmspezi-
fischen Planungen/städtebaulichen Zielplanungen und KoFis!

sofern derzeit keine Finanzierungsmöglichkeiten: Aufzeigen der Problemlösungsschrit-
te sowie der Konsequenzen bei eventuellem Wegfall des zentralen Vorhabens

Aufbau von Integrierten Stadtentwicklungskonzepten
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Verfahren 4.

Integrierte Stadtentwicklung ist ein langfris-
tiger Prozess. Aus den vorangegangenen 
Kapiteln wird deutlich, dass auch der INSEK-
Prozess inhaltlich wie organisatorisch sehr 
komplex und langfristig angelegt ist. Diese 
Prozessorientierung setzt bei allen Beteiligten 
gemeinsames Handeln voraus, viele Partner 
müssen und wollen mitgenommen werden. 
Der INSEK-Prozess vollzieht sich in folgen-
den Schritten:

1.	 Kommunalpolitischer Beschluss zur INSEK-Erarbeitung einschl. Aufgabenstellung

2.	 Schaffung der ausführenden und mitwirkenden Strukturen und Kapazitäten (ver-
waltungsinterne und externe Ausarbeitung des INSEK sowie Umsetzung von Strategi-
en und Maßnahmen, Wichtig: Befürwortung des INSEK-Verfahrens durch die Verwal-
tungsspitze, klare Federführung und Aufgabenteilung, Zusammenarbeit der beteiligten 
Fachbereiche Bauen, Wohnungswesen, Wirtschaft, Verkehr, Umwelt, Soziales, Kultur, 
Bildung, Finanzen etc. in der Verwaltung; Darstellung als Organigramm)

3.	 Festlegung von regelmäßigen und intensiven Informations- und Beteiligungs-
formen (wichtig: Transparenz des kommunalen Handelns – frühzeitige Einbindung 
von öffentlichen Trägern, Infrastrukturträgern, Unternehmen, Wohnungsunternehmen, 
Vereinen und weiteren Wirtschafts- und Lokalpartnern/lokalen Akteuren Kommunalpo-
litik, Nachbarkommunen und Öffentlichkeit)

4.	 Zieldiskussion und -findung mit den o. g. Partnern auf Grundlage von Analyse und 
Prognose, hierauf basierend

5.	 Erarbeitung der INSEK-Entwurfsfassung

6.	 Beteiligung der o. g. Partner, ggf. Konsultation mit dem Land, hierauf basierend

7.	 ggf. INSEK-Überarbeitung

8.	 bei Inanspruchnahme von Stadtentwicklungsprogrammen, ggf. INSEK-Anpassung 
nach Prüfung anhand der Qualitätsanforderungen gem. Anlage 3

9.	 Kommunalpolitischer Selbstbindungsbeschluss (damit erforderliche Verbindlich-
keit des INSEK als zentrales Steuerungsinstrument der örtlichen Stadtentwicklung, als 
Abstimmungsinstrument mit dem Land sowie als Grundlage für Förderentscheidungen 
gegeben ist)

10.	 bei Inanspruchnahme von Stadtentwicklungsprogrammen Bestätigung des INSEK 
als Grundlage der Stadtentwicklungsförderung durch LBV

11.	 regelmäßig Prüfung der Aktualität des INSEK (sind dargestellte Rahmenbedingun-
gen, Handlungserfordernisse und Entwicklungsziele weiterhin gültig und die daraus 
abgeleiteten Handlungsstrategien und Vorhaben weiterhin geeignet, diese Ziele zu er-
reichen?) – wenn nicht:

12.	 INSEK-Fortschreibung – das dargestellte Verfahren ist analog durchzuführen
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Integrierte Stadtentwicklungskonzepte als 
Voraussetzung der Stadtentwicklungsförderung185.

5.1	 Grundanforderungen an das INSEK 
als Fördergrundlage

Das MIL unterstützt den integrierten Ansatz 
für den Bereich Stadtentwicklung und Woh-
nen mit verschiedenen Förderprogrammen. 
Die kommunalen INSEK stellen dafür die ob-
ligatorische gesamtstädtische Planungsebe-
ne dar19.

Anknüpfend an die einleitend genannte Dop-
pelfunktion des INSEK
•	 als komplexe Stadtentwicklungsplanung 

für das kommunale Handeln und
•	 als notwendige konzeptionelle Basis für 

die Stadtentwicklungsförderung
sind im INSEK eine Reihe von Qualitätsan-
forderungen zu erfüllen, um es als geeigne-
te Fördergrundlage anerkennen zu können. 
Sie sind Gegenstand einer Prüfung des 
INSEK (s. Anlage 3) und vor allem in  den 
Punkten 5. und 10. der Städtebauförde-
rungsrichtlinie (StBauFR) 2009 – Fortschrei-
bung 2012 vom 07. September 2012 des 
Landes Brandenburg verankert. Außerdem 
sind entsprechende Regelungen für andere 
Förderprogramme des Landes, des Bundes 
und der EU zu beachten20. Im Ergebnis der 
Prüfung stellt das MIL fest, ob das INSEK 
Grundlage für die Erstellung programmbe-
zogener städtebaulicher Zielplanungen sein 
kann. Es werden ggf. Hinweise für die wei-
tere Bearbeitung gegeben. Sofern möglich, 
werden auch Aussagen zur grundsätzlichen 
Förderwürdigkeit der zentralen Vorhaben 
getroffen.

Als verbindliche Grundlage für Zuwendun-
gen aus den Stadtentwicklungsprogrammen 
ist ein kommunaler Selbstbindungsbeschluss 
zum INSEK zu fassen.

> Grundanforderungen, die das INSEK in-
haltlich erfüllen muss, sind:
•	 die komplexe Darstellung der geplanten 

nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung 
im Einklang mit den wirtschaftlichen, öko-
logischen und sozialen wie auch baukul-
turellen Anforderungen unter Berücksichti-
gung der Erfordernisse der Raumordnung 
(s. 5.2.14 StBauFR), nähere Ausführun-
gen hierzu s. Kapitel 2

•	 die nachvollziehbare Herleitung der Ziel-
setzungen als Basis für die programmbe-
zogenen städtebaulichen Zielplanungen 
(s. 5.2.3 StBauFR und 1 StBauFR)

•	 die plausible Ableitung und Benennung 
zentraler Vorhaben, die in der Stadtent-
wicklung vorrangig verfolgt werden sollen 
(s. 10.1.1 und 10.1.2 StBauFR)

•	 die Darstellung der von diesen Vorhaben 
erwarteten Wirkungen auf die Stadtent-
wicklung als Grundlage für eine Erfolgs-
kontrolle gem. 5.5 StBauFR

•	 die Darstellung der aus diesen Projekten 
resultierenden finanziellen Auswirkungen 
einschl. Tragbarkeit der Folge- und Unter-
haltskosten (s. 10.1.2 StBauFR)

•	 die  Aktualität des INSEK (s. 10.1 StBauFR),
•	 die Erläuterung und gemeindeübergrei-

fende Abstimmung des regionalen Zusam-
menhangs

18	 s. a. Kapitel 1: Stadtentwicklungsförderung = Programme der nationalen Städtebauförderung (Bund-Länder-
Programme), der EU-finanzierten Stadtentwicklung und der Wohnraumförderung des Landes Brandenburg

19	 Das INSEK ist daher eine wesentliche Grundlage für die strategischen Stadtentwicklungsberatungen und die 
Erstberatungen gem. 11.4 StBauFR sowie für die städtebaulichen Zielplanungen / Programmstrategien und damit 
auch für die gem. 14.3.1 StBauFR regelmäßig durchzuführenden Gesamtberatungen zu den Fördervorhaben aus 
gesamtstädtischer Sicht

20	 insbesondere  Richtlinien der Wohnraumförderung, Operationelles Programm des EFRE, s. a. 5.5 und 5.6

Integrierte Stadtentwicklungskonzepte – Voraussetzung der Stadtentwicklungsförderung
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5.2	 Aktualität des INSEK und 
	 Notwendigkeit seiner Fortschreibung 

bzw. Erarbeitung

Aktuelle INSEK21 sind erforderlich für Städte:
•	 die eine deutliche Umsteuerung ihrer 

laufenden städtebaulichen Gesamtmaß
nahme(n) anstreben

•	 die die Aufnahme in andere oder neue 
Programme gemäß Städtebauförderungs-
richtlinie (StBauFR) anstreben bzw.

•	 in denen bereits das EFRE-Programm zur 
nachhaltigen Stadtentwicklung eingesetzt 
wird bzw. die ab 2014 an den darauf auf-
bauenden Programmen teilhaben wollen

Ist die Aktualität des INSEK nicht gegeben, ist 
es im Normalfall ganzheitlich fortzuschreiben. 
Im Einzelfall kann eine punktuelle Ergänzung 
ausreichen, wenn ein neu beabsichtigtes zen-
trales Vorhaben als solches im INSEK nicht 
dargestellt ist, jedoch den aktuellen Rahmen-
bedingungen und Zielen der Stadtentwicklung 
entspricht. Ändern sich im Ergebnis der neuen 
gesamtstädtischen Betrachtung die Strategi-
en gegenüber den abgestimmten Förderstra-
tegien, ist dies im fortzuschreibenden INSEK 
entsprechend darzustellen und zu begründen. 
Die bisherigen Förderstrategien sind in Ab-
stimmung mit dem MIL bzw. auf Umsetzungs-
planebene mit dem LBV anzupassen.

Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass das 
INSEK nicht zwangsläufig regelmäßig fort-
zuschreiben ist. Jede Stadt muss aber re-
gelmäßig prüfen, ob sich zuwendungsfähige 
städtebauliche Gesamtmaßnahmen mit ihren 
Einzelvorhaben und die programmspezifi-
schen städtebaulichen Zielplanungen noch 
aktuell aus den Themenfeldern, räumlichen 
Schwerpunkten und zentralen Vorhaben 
des vorliegenden INSEK ableiten lassen 

(StBauFR 10.1.2.-3). Hinweise des Landes 
zum Überarbeitungs- und Ergänzungsbe-
darf des INSEK, die z. B. in strategischen 
Stadtentwicklungsberatungen, Erstberatun-
gen oder einer Gesamtberatung gegeben 
werden, sind zu beachten (StBauFR 10.1.4). 
Zusammenfassend ist zu einer rechtzeitigen 
Fortschreibung des INSEK zu raten wenn: 
•	 sich wichtige Rahmenbedingungen für die 

Entwicklung der Stadt verändern
•	 sich die städtebaulichen Zielplanungen 

nicht mehr aus den Zielsetzungen (ein-
schließlich Leitbild) des vorliegenden  
INSEK ableiten lassen

•	 die Herleitung zentraler Vorhaben nicht 
gegeben ist bzw. Gesamtmaßnahmen 
nicht mehr aktuell enthalten sind (z. B. bei 
deutlicher Vergrößerung des Aufwertungs-
gebietes oder umfangreicher Ausweitung 
des Rückbaugebietes)

Dies gilt für alle mit der StBauFR geregelten 
Förderprogramme.

> Qualitätsanforderungen an das INSEK 
als Fördergrundlage betreffen die Aktualität 
seiner Angaben zur Demografie, zu den Ana-
lyse- und Prognoseergebnissen bezogen auf 
die einzelnen Themenfelder (insbesondere 
tatsächlicher Handlungsbedarf) und zu den 
Zielsetzungen – s. Kapitel 3.

5.3	 Planungssystematik

Für die Anforderungen, die vom Land an das 
INSEK als Fördergrundlage gestellt werden, 
ist die folgende Planungshierarchie (bezogen 
auf alle Städtebauförderprogramme) maß-
gebend. Sie zeigt, dass die Anforderungen 
an das INSEK allein die 1. Planungsebene 
betreffen und an der Schnittstelle zur städte-
baulichen Zielplanung enden.

21	 s. a. Kapitel 1: Ein aktuelles INSEK muss nicht neu sein, sondern (weiterhin) die aktuellen Rahmenbedingungen, Ziele, 
Strategien und zentralen Vorhaben wiedergeben und den Anforderungen dieser Arbeitshilfe entsprechen. Das gültige 
INSEK soll nicht in Form von Teilüberarbeitungen und Nachträgen vorliegen sondern als konsistente Dokumentation. 
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1. Ebene Basisdokument: INSEK mit „Städtebaulicher Kalkulation“

2. Ebene – abgeleitet aus 
dem INSEK:

Städtebauliche Zielplanungen,
d. h. programmspezifische 

sektorale Planungen/Strategien  

komplette (integrierte) Kosten- 
und Finanzierungsübersicht 

über alle Einzelvorhaben für alle 
Programme

3. Ebene – abgeleitet 
aus dem INSEK und 
den städtebaulichen 
Zielplanungen:

Integrierter Umsetzungsplan für 3 Jahre

Das INSEK umfasst im Sinne der Kapitel 1  
bis 4 eine integrierte Darstellung der The-
menfelder und die daraus abgeleitete Be-
gründung der räumlich definierten zentralen 
Vorhaben sowie ihrer Finanzierung. Dabei 
sind auch die regionalen Bedingungen und 
Ziele zu berücksichtigen. Für einzelne För-
derprogramme gelten besondere Anforde-
rungen an die Darstellung des regionalen 
Zusammenhangs in Form einer übergreifen-
den Planung. Sie muss mit dem INSEK ab-
gestimmt sein (z. B. Bund-Länder-Programm 
„Kleinere Städte und Gemeinden – überörtli-
che Zusammenarbeit und Netzwerke“ - KLS).

Aufgrund der Analyse- und Prognoseer-
gebnisse sowie Zielsetzungen benennt die 
Gemeinde im aktuellen INSEK u. a. zuwen-
dungsfähige zentrale Vorhaben und räumli-

che Schwerpunkte, die aus den Programm-
bereichen der Stadtentwicklungsförderung 
gefördert werden sollen. Der Rahmen für die 
Zielsetzungen ist in Punkt 1 StBauFR be-
schrieben und durch raumwirksame Stadt-
entwicklungsziele im INSEK auszufüllen. Aus 
den Themenfeldern und räumlichen Schwer-
punkten erläutert die Gemeinde im INSEK 
plausibel die Ableitung der zentralen Vorha-
ben, die bedeutsam für ihre Stadtentwick-
lung sind (z. B. Nutzung der Chancen und 
Begegnung der Probleme gemäß Einleitung 
der StBauFR, letzter Absatz). Sie entwirft 
hieraus zuwendungsfähige städtebauliche 
Gesamtmaßnahmen, die gesondert durch 
städtebauliche Zielplanungen zu konkreti-
sieren sind22. Bestehende Gebietskulissen 
der Städtebauförderung (Sanierungsgebiete, 
Entwicklungsgebiete, Stadtumbaukulissen, 

22	Erläuterungen zur 2. Planungsebene:
	 Je nach zeitlicher Konstellation sind programmspezifische sektorale Planungen bzw. Strategien mit ihren 

Zielsetzungen in die Erstellung und Fortschreibung des INSEK einzubeziehen - oder aus dem INSEK abzuleiten. 
Diese ableitbaren städtebaulichen Zielplanungen wie Sanierungsplan, Stadtumbaustrategie, Integriertes 
Entwicklungskonzept, Einzelhandels- und Zentrenkonzept  sowie Konzepte für KLS und künftig auch auf 
EFRE/NSE aufbauende Programme konkretisieren somit das INSEK und formen die städtebaulichen Ziele der 
Gesamtmaßnahmen aus. Außerdem ist eine komplette (integrierte) Kosten- und Finanzierungsübersicht über alle 
Programme und alle Einzelvorhaben gemäß 14.2.1 bzw. 14.2.2 StBauFR zu erstellen und dem LBV vorzulegen, 
die sich aus den zentralen Vorhaben und der “Städtebaulichen Kalkulation“ sowie aus den städtebaulichen 
Zielplanungen ableitet.

	 Die städtebauliche Zielplanung bildet nach dem INSEK die unmittelbare inhaltliche Grundlage für die 
Förderung. In ihr sind die Ausgangslage / aktuelle Situation, die Ziele, die Strategie und die Handlungsfelder der 
Gesamtmaßnahme, der Zeitrahmen und das erforderliche Budget detailliert darzustellen sowie mit Einzelvorhaben 
und deren Kosten zu untersetzen (komplette KoFi).

	 Bei Programmneuaufnahmen im Rahmen der StBauFR (11.4 und 11.5 StBauFR) muss eine das INSEK 
entsprechend präzisierende städtebauliche Zielplanung im Entwurf vorliegen.

	 Erläuterungen zur 3. Planungsebene: Der Umsetzungsplan enthält die aus dem aktuellen INSEK sowie der 
städtebaulichen Zielplanung abgeleiteten, mit dem 3-Jahresbericht in den nächsten 3 Jahren umzusetzenden 
Einzelvorhaben.

Integrierte Stadtentwicklungskonzepte – Voraussetzung der Stadtentwicklungsförderung



21

Handlungsräume Soziale Stadt etc.) sind in-
haltlich zu untersetzen. Außerdem sind dar-
über hinaus gehende Entwicklungsabsichten 
zu erläutern einschließlich zeitlicher und fi-
nanzieller Vorstellungen.

Im INSEK sind die finanziellen Auswirkungen 
der Vorhaben im Sinne von Kapitel 3 Punkt 
5 als “Städtebauliche Kalkulation“ und die 
Tragbarkeit der Folge- und Unterhaltskosten 
darzustellen (s. 10.1.1-2 StBauFR und Anla-
ge 2). Die programmspezifische Konkretisie-
rung durch Einzelmaßnahmen und zugehö-
rige komplette (integrierte) KoFi gehören zur 
2. Planungsebene und damit nicht zu den An-
forderungen an das INSEK als Fördergrund-
lage.

Für die EU-finanzierten Stadtentwicklungs-
programme sind zusätzlich die Ausführungen 
unter 5.6 zu beachten. 

> Qualitätsanforderungen an das INSEK 
als Fördergrundlage bilden hierzu die unter 
5.1 genannten Grundanforderungen, die sich 
unmittelbar aus der StBauFR ergeben.

5.4	 Ableitung zentraler Vorhaben 
	 und Darstellung ihrer finanziellen 
	 Auswirkungen

Eine hohe Qualität der Vorhaben-Ableitung 
des INSEK ist eine entscheidende Voraus-
setzung für die mögliche Unterstützung der 
kommunalen Stadtentwicklungspolitik durch 
das Land Brandenburg, da die Mittel der Stadt-
entwicklungsförderung wirtschaftlich und 
sparsam zu verwenden sowie begrenzt sind. 
Es können nur ausgewählte zentrale Vorha-
ben oder Teile davon unterstützt werden.

Für die Ableitungsfähigkeit künftiger För-
dermaßnahmen muss das INSEK die zen-
tralen Vorhaben konkret beschreiben und 
den darin gefundenen Lösungsansatz als 

Antwort auf den ermittelten Handlungs-
bedarf deutlich begründen, d. h. plausibel 
darstellen, warum gerade diese Funkti-
on in dieser Weise und an diesem Ort als 
Schwerpunktinvestition die Unterstützung 
durch öffentliche Fördermittel erfordert und 
nachhaltig ist. Die Plausibilitätsprüfung ori-
entiert sich an einer Herleitungskette, die 
im Kapitel 3 grafisch dargestellt ist. Ein zen-
trales Vorhaben muss sich bereits deutlich 
in der Analyse bzw. Prognose als Defizit 
bzw. Potenzial ausfindig machen und bis 
zu Kriterien der Zielerreichung, auf wel-
che Weise das Defizit nachhaltig behoben 
bzw. das Potenzial genutzt wird, verfolgen 
lassen. Verstetigungsstrategien ist ein im-
mer größeres Gewicht beizumessen, so 
dass Aufgaben des Managements (z. B. für  
Geschäftsstraßenbelebung und soziokul-
turelle Aktivitäten), der Partizipation u. a.  
künftig nach einer Anschubfinanzierung 
auch ohne staatliche Förderung erfüllt wer-
den können. 

In Kapitel 3 ist unter Punkt 4 – Zentrale Vor-
haben – ausführlich erläutert, was unter 
diesem Sammelbegriff zu verstehen ist und 
unter Punkt 5 – „Städtebauliche Kalkulation“ 
die Darstellung ihrer finanziellen Auswirkun-
gen. Zur Veranschaulichung einer plausiblen 
Ableitungs- und Begründungskette zentraler 
Vorhaben am Beispiel des Umgangs mit dem 
demografischen Wandel – steigender Bedarf 
an barrierefreien bzw. barrierearmen Ange-
boten lesen Sie Anlage 1 und zur „Städtebau-
lichen Kalkulation“ Anlage 2.

Für die EU-finanzierten Stadtentwicklungs-
programme sind zusätzlich die Ausführungen 
unter 5.6 zu beachten.

> Qualitätsanforderungen an das INSEK 
als Fördergrundlage betreffen die lückenlo-
se Herleitung des Fördervorhabens und die 
Aussagekraft seiner finanziellen Auswirkun-
gen. 
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5.5	 Aussagen im INSEK über 
	 Vorhaben mit beabsichtigter 
	 Wohnraumförderung

Gemäß den Richtlinien zur Wohnraumförde-
rung des MIL gelten innerstädtische Sanie-
rungs- und Entwicklungsgebiete (auch nach 
Aufhebung der Satzung) als Förderkulissen 
für die Wohnraumförderung. Ergänzend hier-
zu können die Städte „Vorranggebiete Woh-
nen“ als Förderkulisse festlegen. Als Vor-
ranggebiete Wohnen können Abrundungen 
von innerstädtischen Sanierungs- und Ent-
wicklungsgebieten sowie im Einzelfall weitere 
nachhaltig stabile Stadtgebiete definiert wer-
den. Voraussetzung ist, dass
•	 sie hinsichtlich ihrer zentralen Lage, der ge-

sicherten Infrastrukturversorgung sowie der 
Eignung der Bau- und Nutzungsstruktur für 
eine Stabilisierung bzw. Entwicklung der in-
nerstädtischen Wohnfunktion geeignet sind 
und

•	 deren Größe mit der demografischen Pro-
gnose (Gesamtstadt und Teilräume), dem 
zu erwartenden Bedarf der Wohnraument-
wicklung sowie den Potenzialen im Sanie-
rungs- und Entwicklungsgebiet abgestimmt 
ist und im INSEK erläutert wird.

Als Konsolidierungsgebiete im Rahmen der 
Wohnraumförderung sind die Stadtquartiere 
durch die jeweilige Stadt zu benennen, die 
auch zukünftig maßgeblich zur Wohnraum-
versorgung der Stadt benötigt werden und 
deren Mietwohngebäude zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt noch einen großen baulichen und 
energetischen Sanierungsbedarf aufweisen 
(z. B. für generationsgerechtes Wohnen). 
Konsolidierungsgebiete der Wohnraumförde-
rung müssen sich inhaltlich aus der städte-
baulichen Zielplanung (Stadtumbaustrategie) 
herleiten lassen. Konsolidierungsgebiete des 
Stadtumbaus und Konsolidierungsgebiete der 
Wohnraumförderung müssen sich folglich ei-
nander entsprechen. Etwaige Abweichungen 
sind nachvollziehbar zu begründen.

Im INSEK ist der jeweils aktuelle Stand der 
vom LBV bestätigten Wohnvorrang- und 
Konsolidierungsgebiete abzubilden. Es ist 
nicht erforderlich, allein aus Anlass eines 
Aktualisierungsbedarfs der „Vorranggebie-
te Wohnen“ oder der „Konsolidierungsge-
biete der Wohnraumförderung“ das INSEK 
zu überarbeiten. Die für die Wohnraumför-
derung maßgebliche Förderkulisse ergibt 
sich allein aus dem Umfang, der mit dem 
LBV abgestimmt und ausdrücklich bestätigt 
wurde. Für die Ableitung von Vorhaben der 
Wohnraumförderung ist ein INSEK nicht Vo-
raussetzung, jedoch sind die Aussagen vor-
liegender INSEK zu beachten (erforderliche 
Widerspruchsfreiheit).

> Qualitätsanforderungen an das INSEK 
als Fördergrundlage richten sich darauf, 
dass sich  künftige Wohnraumfördermaßnah-
men unter Berücksichtigung aller relevanten 
Aspekte (Demografie, Energie/Klimaschutz 
etc.) schlüssig aus den strategischen und 
konzeptionellen Aussagen des INSEK erge-
ben. Dabei sind neben den Standortfaktoren 
der Maßnahme selbst Versorgungsaspekte 
und spezifische Bedarfe in die Begründung 
einzubeziehen.
 

5.6	 Anforderungen an das INSEK 
	 als Grundlage für EU-finanzierte
	 Stadtentwicklungsprogramme

Gemäß dem Operationellen Programm des 
Landes Brandenburg für den EFRE 2007 – 
2013 (EFRE-OP) ist das Programm „Nach-
haltige Stadtentwicklung“ auf 15 Städte be-
schränkt. Die Anfang 2008 abschließend 
ausgewählten Städte setzen das Programm 
auf Grundlage des EFRE-OP und der für 
die Förderperiode geltenden Verordnungen 
und sonstigen Rechtsakte in der jeweils gel-
tenden Fassung und nach der Richtlinie zur 
nachhaltigen Stadtentwicklung vom 14. Juni 
2010 um. Danach sind Fördermaßnahmen 
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unmittelbar aus dem INSEK (d. h. ohne spe-
zielle städtebauliche Zielplanung) abzuleiten 
und schlüssig im Rahmen eines integrierten 
Ansatzes zu begründen.

Mit Vorlage der neuen Verordnungsentwürfe 
für die Strukturfonds hat die EU-Kommission 
die Diskussion über die künftige Förderung 
durch den EFRE eröffnet und gleichzeitig 
deutliche Hinweise zu den künftigen Inhalten 
und Erwartungen an die Förderverfahren for-
muliert. Besonders zu nennen sind hier die 
EU-Strategie 2020, der 7. Zwischenbericht 
über den wirtschaftlichen, sozialen und ter-
ritorialen Zusammenhalt (Kohäsionsbericht 
2011), die Förderstrategie EFRE und ELER 
ab 2014 (Verordnungs-Entwürfe) und Leip-
zig-Charta zur nachhaltigen Stadtentwick-
lung. Mit den Vorbereitungen zur Förderung 
der nachhaltigen Stadtentwicklung aus dem 
EFRE ab 2014 wurde bereits im Jahr 2012 
begonnen, damit zum Beginn der Förderpe-
riode ein tragfähiges Förderverfahren entwi-
ckelt ist, eine Stadtauswahl getroffen ist und 
förderfähige Konzepte und Maßnahmen die-

ser Kommunen verfügbar sind. Die bisherigen 
Überlegungen des MIL beinhalten, dass für 
die kommende Fondsperiode ein strukturier-
tes Auswahlverfahren nach Leitthemen zur 
Bestimmung der künftigen Programmstädte 
durchgeführt werden soll. In dieses Verfah-
ren werden rechtzeitig kommunale Vertre-
ter, externe Experten und weitere Akteure 
einbezogen. Künftig sind auch die aus dem 
INSEK ableitbaren Projekte, die aus diesen 
Programmen gefördert werden, durch eine 
städtebauliche Zielplanung zu konkretisieren.  
Im Rahmen der Fortschreibung der INSEK 
sind die einschlägigen Verordnungen (und 
ggf. deren Entwürfe), Leitfäden sowie Berich-
te der Europäischen Kommission im Kontext 
europäischer Stadtentwicklungspolitik zu be-
achten.

> Qualitätsanforderungen an das INSEK 
als Fördergrundlage ergeben sich zur För-
derperiode 2007 – 2013 aus dem EFRE-OP. 
Für die Förderperiode 2014 – 2020 werden 
die Qualitätsanforderungen angepasst und 
ergänzend bekannt gegeben.
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Anlage 1
INSEK-Ableitungs- und Begründungskette zentraler Vorhaben am Beispiel des Umgangs mit dem demografischen Wandel – steigender Bedarf an barrierefreien bzw. -armen Angeboten
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25 Anlage 2

Anlage 2
Städtebauliche Kalkulation (strukturelle integrierte Kosten- und Finanzierungsübersicht des aktuellen INSEK)

Handlungsorientierung Finanzierung(svorstellungen)

lfd. 
Nr.

RÄUMLICHE + 
THEMATISCHE 
HANDLUNGS-

SCHWERPUNKTE (= 
zentrale Vorhaben des 

aktuellen INSEK)
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Umsetzungs-
zeitraum 

geschätze 
notwendige 

Folge-
investitionen 

in T€

geschätzte 
Bewirt-

schaftungs-
kosten 
T€/Jahr

Priorität 
der 

Dring-
lichkeit 
(1 bis 3)

Ziel(e), Umfang, Begründung zur 
Prioritätensetzung

1 Handlungsschwerpunkt 1 
historischer Altstadtkern 

Markt-
bereich, 
Breite 
Straße

x x x       x x     x 5.000 800
StBauF 

(D + STUB) 
+ WRF

2.500
WU, priv. 

Eigentümer, 
Händler

1.700 2015 – 2019 50 150 1

Fortführung erfolgreicher Sanierung, 
Rettung von 15 leer stehenden 
gefährdeten Einzeldenkmalen, 
generations- und barrierefreies 
Wohnen, Erhöhung der Aufenthalts- 
und Nutzungsqualität von Marktplatz 
und Haupteinkaufsstraße, 
Citymanagement

2
Handlungsschwerpunkt 2 
historische Innenstadt 
Süd

Südzentrum x x             x   x x 900 200 StBauF 
(ASZ) 500 Eigentümer, 

Händler 200 2018 – 2020 100 50 1
konsequentes Stabilisierungsziel: 
Aufwertung der verlängerten 
Haupteinkaufsstraße

3 Handlungsschwerpunkt 3 
Bürgerzentrum

Kloster-
straße x x x x           x     3.500 1.000 StBauF 

(D + KLS) 2.000 MWFK 
(KKIP) 500 2013 – 2014 200 300 1

Konzentration von Stadtverwaltung, 
Bibliothek, Museum, 
Veranstaltungssaal in zwei leer 
stehenden Einzeldenkmalen

4 Handlungsschwerpunkt 4 
Innenstadterweiterung 

Siemens-
straße     x     x         x   300 100 WRF   WU 200 2016     3

5 Gebäude sollen durch kommunale 
Wohnungsbaugesellschaft erworben 
und perspektivisch entwickelt werden

5 Handlungsschwerpunkt 5 
Gründerzeitviertel 

Fontane-
straße   x x               x   500 150 StBauF 

(STUB) 200 NN 150 2015 80   2 Konsolidierung durch energetische 
Sanierung

6 Handlungsschwerpunkt 6 
Nordvorstadt           x x       x     900 200 StBauF 

(STUB) 700     2017 – 2019   100 2 Reduzierung des zunehmenden 
Leerstands bis 2016 auf 20 - 30 %

7 Handlungsschwerpunkt 7 
Gartenstadt 

Rathenau-
platz                x      300      WU + DSD 300 2017 – 2020 600   1

dringender Handlungsbedarf 
Barrierefreiheit im Flächendenkmal 
(Genossenschaftseigentum)

8 Handlungsschwerpunkt 8 
Bahnhofsplatz      x    x         x       2.800 800

EFRE/
Stadt-

entwicklung
1.000 DB AG, MIL 

(Verkehr) 1.000 2015 – 2016   150 2

Aufwertung des Bahnhofs durch 
Deutsche Bahn AG, Bahnhofsvorplatz, 
P&R, Busbahnhof zur Verbesserung 
der Verkehrsmittelverknüpfung, 
Bahnhof als "Visitenkarte" der Stadt

9 Handlungsschwerpunkt 9  
Gesamtschul-Campus 

Weizsäcker-
Schule   x    x     x x         1.500    MBJS 1.500 2015 – 2020   50 1

aktuelle Bildungsinitiative NN: 
sämtliche Bildungseinrichtungen und 
-initiativen werden zusammengefasst 

10 Handlungsschwerpunkt 
10 ehemalige Möbelfabrik           x               400   StBauF 

(STUB) 350 Eigentümer  50 2017     3
Schandfleck am Ortseingang; 
Rückbau, da keine Nachnutzung 
absehbar

11 Handlungsschwerpunkt 11 
Spielort-Initiative Kernstadt   x           x   x     500 200

EFRE/
Stadt-

entwicklung
300     2014 – 2018 100 50 2

familienfreundliche Stadt: im 
Ergebnis von Beteiligungsverfahren 
bedarfsgerechte Aufwertung 
prioritärer vorhandener Spielplätze 
und Schaffung neuer Spielorte

                                                

Summe 16.600 3.450   7.550   5.600 1.130 850

Kommune:
INSEK-Erstfassung:
INSEK-Fortschreibung Stand:
(Selbstbindungs-) Beschluss:
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Anlage 3 
Katalog der Qualitätsanforderungen  =  Prüfkriterien

Es können nur ausgewählte zentrale Vorhaben oder Teile davon unterstützt werden. Zentrale 
Vorhaben und Projekte, die das Land unterstützen soll, sind im aktuellen konsistenten INSEK 
von der Kommune im Sinne der Anforderungen gemäß Kapitel 1 bis 4 schlüssig zu erläutern 
und zu begründen. Erforderlich dabei sind die plausible lückenlose Ableitung von Vorhaben aus 
Analyse und Prognose, Leitbild, Entwicklungszielen und Strategien der Stadt, die konsequente 
Prioritätensetzung auf ausgewählte zentrale Vorhaben(-bündel) und die nachvollziehbare Dar-
stellung von Bedarf, Umsetzbarkeit und beabsichtigten Wirkungen der jeweiligen Vorhaben.  
Für die dahingehende Prüfung des INSEK werden folgende Kriterien angewendet:

ANALYSE  UND  PROGNOSE

1.	 Aktuelle Darstellung der Einwohner- und Haushaltsentwicklung der Kommune mit Progno-
seangaben für ca. einen 20-Jahre-Zeitraum (derzeit vorliegende Landesprognose reicht bis 
2030) einschl. Altersstruktur und stadtteilbezogener Entwicklung

2.	 Ergänzende Angaben zur Einwohner- und Haushaltsentwicklung des versorgungsrelevan-
ten Umlandes bzw. Mittelbereiches 

3.	 Darstellung der Kommune hinsichtlich Lage und Funktion im Raum:
•	 regionale Lage, Beziehungen und Besonderheiten 
•	 landesplanerische Einordnung und Wahrnehmung der zentralen Funktion
•	 Potenzialnutzung im regionalen Zusammenhang
•	 Abstimmungsstand und -absichten mit den Kommunen des Umlandes
•	 künftige soziale, ökonomische und ökologische Anforderungen
•	 Schlussfolgerungen für die Stadtentwicklung und Innenstadtstärkung

4.	 Betrachtung aller Themenfelder der Stadtentwicklung gem. Kapitel 2 auf Grundlage vorhan-
dener sektoraler Fachkonzepte:
•	 Analyse der Ist-Situation kommunal und regional
•	 Prognose der Entwicklung kommunal und regional
•	 Herstellung des Demografiebezugs (Konsequenzen aus der Veränderung der Einwoh-

nerzahl und Alterstruktur im örtlichen und regionalen Kontext)
•	 Berücksichtigung und Behandlung aller berührten Querschnittsthemen 
•	 Analyse der einzelnen Themenfelder zu den nachhaltig nutzbaren Wachstumspotenzia-
len, zu stark hemmenden Defiziten, zu belegbaren Nachfragetrends und ähnlichen Pro-
blemerkenntnissen im Rahmen einer SWOT-Analyse

•	 Handlungsbedarf zu den sektoralen und Querschnittsthemen 
•	 Auflistung der berücksichtigten sektoralen gemeindlichen und regionalen Konzepte, Plä-

ne und Gutachten

5.	 Zusammenfassende Bündelung und Zuspitzung der Analyse- und Prognoseaussagen, zu-
sammenfassende SWOT-Analyse und Fazit als Grundlage für die Ableitung des aktuellen 
und des künftigen Handlungsbedarfs sowie entsprechender Vorhaben für die nachhaltige 
Entwicklung der Stadt als Grundlage für zentrale Vorhaben
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6.	 Benennung des begründeten aktuellen und des künftigen Handlungsbedarfs, konkret im 
Betrachtungszeitraum von mindestens 10 Jahren, strategisch von mindestens 10 weiteren 
Jahren

ZIELSETZUNGEN UND STRATEGIEN

7.	 Aktuell gültige Zielsetzungen der Stadtentwicklung (Leitbild/Entwicklungsziele, räumliches 
Leitbild, Ableitbarkeit aktueller städtebaulicher Zielplanungen)

8.	 Berücksichtigung aller relevanten Querschnittsziele in den Zielsetzungen
•	 Nachhaltigkeit (ökologisch, sozial, ökonomisch)
•	 Umweltschutz
•	 Chancengleichheit (insbesondere Gender Mainstreaming, Familienfreundlichkeit) und 

Barrierefreiheit
•	 baukulturelle Qualität und Identität
•	 Bürgermitwirkung/bürgerschaftliches Engagement
•	 Stadt-Umland-Beziehungen, Netzwerke und interkommunale Kooperation
•	 kundenfreundliche Stadt
•	 tragfähige Kommunalfinanzen

9.	 Bezug zu den landespolitischen Zielsetzungen der Stadtentwicklung (z. B. Schwerpunkt-
setzung auf die Innenstadt, Unterstützung kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU) sowie 
Forschung und Entwicklung)

10.	 Integrierter Ansatz der Strategien zur Nutzung der Chancen und zur Begegnung der Proble-
me (ausführlich s. Einleitung der StBauFR, letzter Absatz)

11.	 Inhaltliche Verzahnung im INSEK: komplexe Darstellung der geplanten nachhaltigen städ-
tebaulichen Entwicklung im Einklang mit den wirtschaftlichen, ökologischen und sozialen 
wie auch baukulturellen Anforderungen und den zu berücksichtigenden Erfordernissen der 
Raumordnung als eine einheitliche Stadtentwicklungsstrategie

ZENTRALE VORHABEN UND KOSTEN + „STÄDTEBAULICHE KALKULATION“

12.	 Aus dem Handlungsbedarf der sektoralen und Querschnittsthemen, den räumlichen Schwer-
punkten und den Zielsetzungen des aktuellen INSEK plausibel abgeleitete zentrale Vorha-
ben, die bedeutsam für ihre Stadtentwicklung sind (durchgängige Nachvollziehbarkeit der 
Herleitung; Konzeptschlüssigkeit von Analyse im demografischen und regionalen Kontext 
bis zur nachhaltigen Erfolgserwartung und Zielerreichung)

13.	 Erläuterung der zentralen Vorhaben (Aussagekraft, Benennung zuwendungsfähiger Vorha-
ben und räumlicher Schwerpunkte, die aus den Programmbereichen der Stadtentwicklungs-
förderung gefördert werden sollen, mit Plandarstellung)
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14.	 Vorhabenbezogene Integration (Ineinandergreifen der Lösungsansätze, Vorhaben und 
Schwerpunkte)

15.	 Prioritätensetzung der zentralen Vorhaben

16.	 „Städtebauliche Kalkulation“ über alle zentralen Vorhaben und zur Programmzuordnung der 
Finanzierungsbausteine (dem Planungsstand entsprechend konkrete Angaben)

17.	 Kommunale Finanzierbarkeit und langfristige Tragfähigkeit der zentralen Vorhaben (Nach-
weis zur Mitleistungsfähigkeit sowie Tragbarkeit der Folgekosten)

18.	 Erfolgserwartung positiver Veränderungen hinsichtlich Nutzung der Chancen und Begeg-
nung der Probleme/Kriterien der erfolgreichen Wirksamkeit und Zielerreichung von zentra-
len Vorhaben

VERFAHREN

19.	 Darstellung des Abstimmungs- und Beteiligungsprozesses mit den lokalen und regionalen 
Akteuren (einschl. Organigramm)

20.	 Verbindlichkeit des INSEK durch kommunalpolitische Beschlussfassung
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